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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2645/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 1. Dezember 2000 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 99,7
204 115,8
999 107,8

0707 00 05 624 195,0
999 195,0

0709 90 70 052 81,2
999 81,2

0805 20 10 204 84,7
999 84,7

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90 052 63,5

999 63,5
0805 30 10 052 73,5

600 71,3
999 72,4

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 400 91,7
404 83,9
999 87,8

0808 20 50 052 73,6
064 56,4
400 85,6
720 129,7
999 86,3

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2543/1999 der Kommission (ABl. L 307 vom 2.12.1999,
S. 46). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2646/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rundkörnigem Reis im
Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2281/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2281/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstaus-
fuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rund-
körnigem Reis nach gewissen Drittländern wird im Rahmen der
in der Verordnung (EG) Nr. 2281/2000 genannten Ausschrei-
bung anhand der vom 24. bis zum 30. November 2000 einge-
reichten Angebote auf 184,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 7.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2647/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittelkörnigem Reis und
geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 2282/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2282/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuhr-
erstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Reis und geschliffenem Langkornreis A nach
gewissen europäischen Drittländern wird im Rahmen der in der
Verordnung (EG) Nr. 2282/2000 genannten Ausschreibung
anhand der vom 24. bis 30. November 2000 eingereichten
Angebote auf 183,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 10.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2648/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittelkörnigem Reis und
geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 2283/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2283/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuhr-
erstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Reis und geschliffenem Langkornreis A nach
gewissen Drittländern wird im Rahmen der in der Verordnung
(EG) Nr. 2283/2000 genannten Ausschreibung anhand der
vom 24. bis zum 30. November 2000 eingereichten Angebote
auf 184,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 13.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2649/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem langkörnigem Reis im
Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2284/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2284/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die im Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuh-
rerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem lang-
körnigem Reis des KN-Codes 1006 30 67 nach gewissen Dritt-
ländern wird im Rahmen der in der Verordnung (EG) Nr.
2284/2000 genannten Ausschreibung anhand der vom 24. bis
zum 30. November 2000 eingereichten Angebote auf
264,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 16.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2650/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festsetzung der Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Langkornreis nach der
Insel Réunion im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2285/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 der Kommis-
sion vom 6. September 1989 mit Durchführungsbestim-
mungen für die Lieferung von Reis nach der Insel Réunion (3),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1453/1999 (4), insbe-
sondere auf Artikel 9 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2285/2000 der Kommis-
sion (5) wurde eine Ausschreibung der Subvention bei
der Lieferung von Reis nach der Insel Réunion eröffnet.

(2) Nach Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 22
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 beschließen, eine
Höchstsubvention festzusetzen.

(3) Bei dieser Festsetzung sind insbesondere die Kriterien der
Artikel 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 zu
berücksichtigen. Den Zuschlag erhalten die Bieter, deren
Angebot der Höchstsubvention entspricht oder darunter
liegt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Lang-
kornreis des KN-Codes 1006 20 98 nach der Insel Réunion
wird auf der Grundlage der vom 27. bis zum 30. November
2000 im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 2285/2000 eingereichten Angebote auf 277,00 EUR/t
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 261 vom 7.9.1989, S. 8.
(4) ABl. L 167 vom 2.7.1999, S. 19.
(5) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 19.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2651/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

über die Zahlung eines zweiten Ergänzungsbetrags zu den Vorschüssen auf die Ausgleichsbeihilfe
für Bananen im Jahr 2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates vom
13. Februar 1993 über die gemeinsame Marktorganisation für
Bananen (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 (2), insbesondere auf Artikel 14,
in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1858/93 der Kommis-

sion (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1467/1999 (4), sind die Durchführungsbestimmungen
zur Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates hinsicht-
lich der Beihilferegelung zum Ausgleich der Erlös-
einbußen bei der Vermarktung von Bananen festgelegt
worden. Artikel 4 der genannten Verordnung enthält die
Bedingungen für die Zahlung der Vorschüsse auf die
Ausgleichsbeihilfe.

(2) Der Einheitsbetrag der Vorschüsse auf die Beihilfe für
das Jahr 2000, die zu einem späteren Zeitpunkt festge-
setzt wird, ist mit der Verordnung (EG) Nr. 1157/2000
der Kommission vom 30. Mai 2000 zur Festsetzung der
Ausgleichsbeihilfe für die in der Gemeinschaft im Jahr
1999 erzeugten und vermarkteten Bananen, der Frist für
die Zahlung des Restbetrags dieser Beihilfe sowie des
Einheitsbetrags der Vorschüsse für 2000 (5) auf
17,81 EUR/100 kg festgesetzt worden. Im Juli wurde
wegen des Rückgangs der Preise auf dem Gemeinschafts-
markt mit der Verordnung (EG) Nr. 1641/2000 der
Kommission (6) die Gewährung eines Ergänzungsbetrags
in Höhe von 7,08 EUR/100 kg beschlossen.

(3) Wegen des weiteren starken Rückgangs der Preise auf
dem Gemeinschaftsmarkt und der dadurch bedingten
Verschlechterung der finanziellen Lage der EU-Bananen-
erzeuger ist es gerechtfertigt, die Zahlung eines zweiten
Ergänzungsbetrags zu den Vorschüssen vorzusehen, die
für die zwischen dem 1. Januar und dem 31. Oktober
2000 in der Gemeinschaft vermarkteten Mengen gezahlt

werden, ohne der Höhe der Ausgleichsbeihilfe vorzu-
greifen, die zu einem späteren Zeitpunkt in Anwendung
der Bestimmungen des Artikels 12 der Verordnung
(EWG) Nr. 404/93 und der Verordnung (EWG) Nr.
1858/93 festgesetzt wird. Voraussetzung für die
Zahlung dieses Ergänzungsbetrags ist gemäß den Bestim-
mungen der Verordnung (EWG) Nr. 1858/93 die
Leistung einer Sicherheit.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Bananen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erzeugermitgliedstaaten zahlen für das Jahr 2000 und die
zwischen dem 1. Januar und dem 31. Oktober 2000 in der
Gemeinschaft vermarkteten Mengen einen zweiten Ergänzungs-
betrag zu den Vorschüssen auf die Ausgleichsbeihilfe gemäß
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 in Höhe von
4,80 EUR/100 kg.

Dieser Ergänzungsbetrag wird für die vermarkteten Mengen
gezahlt, für die Vorschüsse auf die Ausgleichsbeihilfe für das
Jahr 2000 beantragt worden sind.

Dem Antrag auf Zahlung dieses Ergänungsbetrags zu den
Vorschüssen auf die Ausgleichsbeihilfe ist der Nachweis über
die Leistung einer Sicherheit in Höhe von 2,40 EUR/100 kg
beizufügen.

Die Zahlung erfolgt innerhalb von zwei Monaten nach Inkraft-
treten dieser Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 47 vom 25.2.1993, S. 1.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80.
(3) ABl. L 170 vom 13.7.1993, S. 5.
(4) ABl. L 170 vom 6.7.1999, S. 7.
(5) ABl. L 130 vom 31.5.2000, S. 26.
(6) ABl. L 187 vom 26.7.2000, S. 42.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2652/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 über den Ankauf von Rindfleisch durch
Ausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (1), insbesondere auf Artikel 47 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 der Kommis-
sion vom 9. Juni 1989 über den Ankauf von Rindfleisch
durch Ausschreibung (2), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2538/2000 (3), wurde in einigen
Mitgliedstaaten oder Gebieten eines Mitgliedstaats der
Ankauf mehrerer Qualitätsgruppen durch Ausschreibung
eröffnet.

(2) Die Anwendung von Artikel 47 Absätze 3, 4 und 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 sowie die Notwendig-
keit, die Intervention auf die Käufe zu beschränken, die
für eine angemessene Marktstützung notwendig sind, hat
unter Berücksichtigung der der Kommission vorlie-

genden Notierungen die Änderung des Verzeichnisses
der Mitgliedstaaten oder der Gebiete, in welchen der
Ankauf durch Ausschreibung eröffnet ist, zur Folge. Sie
erfordert außerdem die Änderung des Verzeichnisses der
Qualitätsgruppen, die Gegenstand von Interventionsan-
käufen sind, gemäß dem Anhang der vorliegenden
Verordnung.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 wird durch
den Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21.
(2) ABl. L 159 vom 10.6.1989, S. 36.
(3) ABl. L 291 vom 18.11.2000, S. 14.
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ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO — BĲLAGE — ANEXO —
LIITE — BILAGA

Estados miembros o regiones de Estados miembros y grupos de calidades previstos en el apartado 1 del artículo
1 del Reglamento (CEE) no 1627/89

Medlemsstater eller regioner og kvalitetsgrupper, jf. artikel 1, stk. 1, i forordning (EØF) nr. 1627/89

Mitgliedstaaten oder Gebiete eines Mitgliedstaats sowie die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1627/89 genannten Qualitätsgruppen

Κράτη µέλη ή περιοχές κρατών µελών και οµάδες ποιότητος που αναφέρονται στο άρθρο 1 παράγραφος 1 του
κανονισµού (ΕΟΚ) αριθ. 1627/89

Member States or regions of a Member State and quality groups referred to in Article 1 (1) of Regulation (EEC)
No 1627/89

États membres ou régions d'États membres et groupes de qualités visés à l'article 1er paragraphe 1 du règlement
(CEE) no 1627/89

Stati membri o regioni di Stati membri e gruppi di qualità di cui all'articolo 1, paragrafo 1 del regolamento (CEE)
n. 1627/89

In artikel 1, lid 1, van Verordening (EEG) nr. 1627/89 bedoelde lidstaten of gebieden van een lidstaat en
kwaliteitsgroepen

Estados-Membros ou regiões de Estados-Membros e grupos de qualidades referidos no n.o 1 do artigo 1.o do
Regulamento (CEE) n.o 1627/89

Jäsenvaltiot tai alueet ja asetuksen (ETY) N:o 1627/89 1 artiklan 1 kohdan tarkoittamat laaturyhmät

Medlemsstater eller regioner och kvalitetsgrupper som avses i artikel 1.1 i förordning (EEG) nr 1627/89

Estados miembros o regiones
de Estados miembros

Medlemsstat eller region

Mitgliedstaaten oder Gebiete
eines Mitgliedstaats

Κράτος µέλος ή περιοχές
κράτους µέλους

Member States or regions
of a Member State

États membres ou régions
d'États membres

Stati membri o regioni
di Stati membri

Lidstaat of gebied
van een lidstaat

Estados-Membros ou regiões
de Estados-Membros

Jäsenvaltiot tai alueet

Medlemsstater eller regioner

Categoría A

Kategori A

Kategorie A

Κατηγορία Α

Category A

Catégorie A

Categoria A

Categorie A

Categoria A

Luokka A

Kategori A

Categoría C

Kategori C

Kategorie C

Κατηγορία Γ

Category C

Catégorie C

Categoria C

Categorie C

Categoria C

Luokka C

Kategori C

U R O U R O

France ×
Ireland × ×



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften2.12.2000 L 303/11

VERORDNUNG (EG) Nr. 2653/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen nach dem Verfahren B im Sektor Obst und Gemüse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2190/96 der Kommission
vom 14. November 1996 mit Durchführungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates hinsichtlich der
Ausfuhrerstattungen für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 298/2000 (2), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2432/2000 der
Kommission (3) wurden die Richtmengen festgesetzt, für
die nach dem Verfahren B außerhalb der Nahrungsmit-
telhilfe Ausfuhrlizenzen erteilt werden.

(2) Nach den der Kommission zur Zeit vorliegenden Kennt-
nissen könnten die für den derzeitigen Ausfuhrzeitraum
vorgesehenen Richtmengen bei Äpfeln bald über-
schritten werden. Diese Überschreitung würde eine

reibungslose Anwendung von Ausfuhrerstattungen im
Sektor Obst und Gemüse beeinträchtigen.

(3) Angesichts dieser Lage sind Anträge auf Erteilung
von Lizenzen nach dem Verfahren B, die für nach dem
1. Dezember 2000 ausgeführte Äpfel gestellt werden,
bis zum Ende des derzeitigen Ausfuhrzeitraums abzu-
lehnen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gemäß Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 2432/2000 gestellte
Anträge, welche nach dem Verfahren B die Erteilung von
Lizenzen für die Ausfuhr von Äpfeln betreffen und für welche
die Ausfuhranmeldungen nach dem 1. Dezember 2000 und
vor dem 16. Januar 2001 angenommen werden, sind abzu-
lehnen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 12.
(2) ABl. L 34 vom 9.2.2000, S. 16.
(3) ABl. L 279 vom 1.11.2000, S. 30.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2654/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Beihilfe für Butterfett für die 237. Sonderausschreibung im
Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1670/2000 (2), insbesondere auf Artikel
10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90 der Kommis-
sion vom 20. Februar 1990 über die Gewährung einer
Beihilfe im Ausschreibungsverfahren für Butterfett zum
unmittelbaren Verbrauch in der Gemeinschaft (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 124/1999 (4),
führen die Interventionsstellen im Hinblick auf die
Gewährung einer Beihilfe für Butterfett eine Daueraus-
schreibung durch. Nach Artikel 6 derselben Verordnung
wird aufgrund der je Sonderausschreibung eingegan-
genen Angebote eine Höchstbeihilfe für Butterfett mit
einem Mindestfettgehalt von 96 % festgesetzt, oder es
wird der Ausschreibung nicht stattgegeben. Die Bestim-
mungssicherheit muß entsprechend festgesetzt werden.

(2) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist die
Höchstbeihilfe auf die nachstehend genannte Höhe fest-
zusetzen und die entsprechende Bestimmungssicherheit
festzulegen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verord-
nung (EWG) Nr. 429/90 durchzuführende 237. Sonderaus-
schreibung werden die Höchstbeihilfe und die Bestimmungssi-
cherheit wie folgt festgesetzt:

— Höchstbeihilfe: 117 EUR/100 kg,
— Bestimmungssicherheit: 129 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 10.
(3) ABl. L 45 vom 21.2.1990, S. 8.
(4) ABl. L 16 vom 21.1.1999, S. 19.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2655/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm,
Butter und Butterfett für die 65. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß

der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1670/2000 (2) insbesondere auf Artikel
10,
in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-

sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 635/2000 (4), verkaufen
die Interventionsstellen bestimmte Buttermengen aus
ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren für
den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden
aufgrund der auf jede Einzelausschreibung eingegan-
genen Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter
sowie ein Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und
Butterfett festgesetzt, oder es wird beschlossen, der

Ausschreibung keine Folge zu leisten. Der genannte
Mindestverkaufspreis und der betreffende Beihilfehöchst-
betrag können je nach Verwendungszweck, Milchfettge-
halt der Butter und Verarbeitungsweise differenziert
werden. Die Höhe der Verarbeitungssicherheit(en) ist
entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 65. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschrei-
bung sind die Mindestverkaufspreise, die Beihilfehöchstbeträge
sowie die Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 10.
(3) ABl. L 350 vom 20.12.1997, S. 3.
(4) ABl. L 76 vom 25.3.2000, S. 9.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 1. Dezember 2000 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für
Butter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 65. Einzelausschreibung im

Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mindest- Butter
In unverändertem
Zustand — — — —

verkaufspreis ≥ 82 %
Butterfett — — — —

Verarbeitungssicherheit

In unverändertem
Zustand — — — —

Butterfett — — — —

Butter ≥ 82 % 95 91 — 91

Beihilfe-
Butter < 82 % 92 88 — —

höchstbetrag
Butterfett 117 113 117 113

Rahm — — 40 38

Butter 105 — — —

Verarbeitungs-
sicherheit Butterfett 129 — 129 —

Rahm — — 44 —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2656/2000 DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2000

über den Beschluss, den zur 256. Teilausschreibung im Rahmen der allgemeinen Interventionsmaß-
nahmen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 eingereichten Angeboten nicht stattzugeben

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (1), insbesondere auf Artikel 47 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 562/2000 der Kommission
vom 15. März 2000 mit Durchführungsvorschriften zur
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates hinsichtlich
der Regelungen der öffentlichen Interventionsankäufe für
Rindfleisch (2) legt die Vermarktungsnormen für die
öffentliche Intervention fest. Gemäß den Bestimmungen
der genannten Verordnung wurde mit Artikel 1 Absatz
1 der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 der Kommission
vom 9. Juni 1989 über den Ankauf von Rindfleisch
durch Ausschreibung (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2538/2000 (4), eine Ausschreibung
eröffnet.

(2) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
562/2000 wird unter Zugrundelegung der eingereichten
Angebote gegebenenfalls für jede Teilausschreibung ein

Höchstankaufspreis für die Qualität R 3 festgesetzt.
Gemäß Artikel 13 Absatz 2 kann bestimmt werden, der
Ausschreibung nicht stattzugeben.

(3) Nach Prüfung der für die 256. Teilausschreibung einge-
gangenen Angebote sollte gemäß Artikel 47 Absatz 8
der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse einer angemessenen Marktstüt-
zung und der saisonalen Entwicklung der Schlachtungen
und Preise der Ausschreibung nicht stattgegeben werden.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 eröff-
neten 256. Teilausschreibung wird nicht stattgegeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Dezember 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Dezember 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21.
(2) ABl. L 68 vom 16.3.2000, S. 22.
(3) ABl. L 159 vom 10.6.1989, S. 36.
(4) ABl. L 291 vom 18.11.2000, S. 14.
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RICHTLINIE 2000/78/EG DES RATES
vom 27. November 2000

zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in
Beschäftigung und Beruf

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 13,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europä-
ische Union beruht die Europäische Union auf den
Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung
der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der
Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitglied-
staaten gemeinsam. Die Union achtet die Grundrechte,
wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet
sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungs-
überlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben.

(2) Der Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen wurde in zahlreichen Rechtsakten der Gemein-
schaft fest verankert, insbesondere in der Richtlinie 76/
207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen
Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (5).

(3) Bei der Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung ist die Gemeinschaft gemäß Artikel 3 Absatz 2 des
EG-Vertrags bemüht, Ungleichheiten zu beseitigen und
die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern,
zumal Frauen häufig Opfer mehrfacher Diskriminierung
sind.

(4) Die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und der
Schutz vor Diskriminierung ist ein allgemeines
Menschenrecht; dieses Recht wurde in der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte, im VN-Übereinkommen
zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung von
Frauen, im Internationalen Pakt der VN über bürgerliche
und politische Rechte, im Internationalen Pakt der VN
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie
in der Europäischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten anerkannt, die von
allen Mitgliedstaaten unterzeichnet wurden. Das Über-

einkommen 111 der Internationalen Arbeitsorganisation
untersagt Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf.

(5) Es ist wichtig, dass diese Grundrechte und Grundfrei-
heiten geachtet werden. Diese Richtlinie berührt nicht
die Vereinigungsfreiheit, was das Recht jeder Person
umfasst, zum Schutze ihrer Interessen Gewerkschaften
zu gründen und Gewerkschaften beizutreten.

(6) In der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der
Arbeitnehmer wird anerkannt, wie wichtig die Bekämp-
fung jeder Art von Diskriminierung und geeignete
Maßnahmen zur sozialen und wirtschaftlichen Eingliede-
rung älterer Menschen und von Menschen mit Behinde-
rung sind.

(7) Der EG-Vertrag nennt als eines der Ziele der Gemein-
schaft die Förderung der Koordinierung der Beschäfti-
gungspolitiken der Mitgliedstaaten. Zu diesem Zweck
wurde in den EG-Vertrag ein neues Beschäftigungskapitel
eingefügt, das die Grundlage bildet für die Entwicklung
einer koordinierten Beschäftigungsstrategie und für die
Förderung der Qualifizierung, Ausbildung und Anpas-
sungsfähigkeit der Arbeitnehmer.

(8) In den vom Europäischen Rat auf seiner Tagung am 10.
und 11. Dezember 1999 in Helsinki vereinbarten
beschäftigungspolitischen Leitlinien für 2000 wird die
Notwendigkeit unterstrichen, einen Arbeitsmarkt zu
schaffen, der die soziale Eingliederung fördert, indem ein
ganzes Bündel aufeinander abgestimmter Maßnahmen
getroffen wird, die darauf abstellen, die Diskriminierung
von benachteiligten Gruppen, wie den Menschen mit
Behinderung, zu bekämpfen. Ferner wird betont, dass
der Unterstützung älterer Arbeitnehmer mit dem Ziel
der Erhöhung ihres Anteils an der Erwerbsbevölkerung
besondere Aufmerksamkeit gebührt.

(9) Beschäftigung und Beruf sind Bereiche, die für die
Gewährleistung gleicher Chancen für alle und für eine
volle Teilhabe der Bürger am wirtschaftlichen, kultu-
rellen und sozialen Leben sowie für die individuelle
Entfaltung von entscheidender Bedeutung sind.

(10) Der Rat hat am 29. Juni 2000 die Richtlinie 2000/
43/EG (6) zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen
Herkunft angenommen, die bereits einen Schutz vor
solchen Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf
gewährleistet.

(11) Diskriminierungen wegen der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Ausrichtung können die Verwirklichung der im
EG-Vertrag festgelegten Ziele unterminieren, insbeson-
dere die Erreichung eines hohen Beschäftigungsniveaus

(1) ABl. C 177 E vom 27.6.2000, S. 42.
(2) Stellungnahme vom 12. Oktober 2000 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht).
(3) ABl. C 204 vom 18.7.2000, S. 82.
(4) ABl. C 226 vom 8.8.2000, S. 1.
(5) ABl. L 39 vom 14.2.1976, S. 40. (6) ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22.
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und eines hohen Maßes an sozialem Schutz, die Hebung
des Lebensstandards und der Lebensqualität, den wirt-
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt, die Solidarität
sowie die Freizügigkeit.

(12) Daher sollte jede unmittelbare oder mittelbare Diskrimi-
nierung wegen der Religion oder der Weltanschauung,
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen
Ausrichtung in den von der Richtlinie abgedeckten
Bereichen gemeinschaftsweit untersagt werden. Dieses
Diskriminierungsverbot sollte auch für Staatsangehörige
dritter Länder gelten, betrifft jedoch nicht die Ungleich-
behandlungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit und
lässt die Vorschriften über die Einreise und den Aufent-
halt von Staatsangehörigen dritter Länder und ihren
Zugang zu Beschäftigung und Beruf unberührt.

(13) Diese Richtlinie findet weder Anwendung auf die Sozial-
versicherungs- und Sozialschutzsysteme, deren
Leistungen nicht einem Arbeitsentgelt in dem Sinne
gleichgestellt werden, der diesem Begriff für die Anwen-
dung des Artikels 141 des EG-Vertrags gegeben wurde,
noch auf Vergütungen jeder Art seitens des Staates, die
den Zugang zu einer Beschäftigung oder die Aufrechter-
haltung eines Beschäftigungsverhältnisses zum Ziel
haben.

(14) Diese Richtlinie berührt nicht die einzelstaatlichen
Bestimmungen über die Festsetzung der Altersgrenzen
für den Eintritt in den Ruhestand.

(15) Die Beurteilung von Tatbeständen, die auf eine unmittel-
bare oder mittelbare Diskriminierung schließen lassen,
obliegt den einzelstaatlichen gerichtlichen Instanzen
oder anderen zuständigen Stellen nach den einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten; in diesen
einzelstaatlichen Vorschriften kann insbesondere vorge-
sehen sein, dass mittelbare Diskriminierung mit allen
Mitteln, einschließlich statistischer Beweise, festzustellen
ist.

(16) Maßnahmen, die darauf abstellen, den Bedürfnissen von
Menschen mit Behinderung am Arbeitsplatz Rechnung
zu tragen, spielen eine wichtige Rolle bei der Bekämp-
fung von Diskriminierungen wegen einer Behinderung.

(17) Mit dieser Richtlinie wird unbeschadet der Verpflichtung,
für Menschen mit Behinderung angemessene Vorkeh-
rungen zu treffen, nicht die Einstellung, der berufliche
Aufstieg, die Weiterbeschäftigung oder die Teilnahme an
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen einer Person
vorgeschrieben, wenn diese Person für die Erfüllung der
wesentlichen Funktionen des Arbeitsplatzes oder zur
Absolvierung einer bestimmten Ausbildung nicht
kompetent, fähig oder verfügbar ist.

(18) Insbesondere darf mit dieser Richtlinie den Streitkräften
sowie der Polizei, den Haftanstalten oder den Notfall-
diensten unter Berücksichtigung des rechtmäßigen Ziels,
die Einsatzbereitschaft dieser Dienste zu wahren, nicht
zur Auflage gemacht werden, Personen einzustellen oder
weiter zu beschäftigen, die nicht den jeweiligen Anforde-
rungen entsprechen, um sämtliche Aufgaben zu erfüllen,
die ihnen übertragen werden können.

(19) Ferner können die Mitgliedstaaten zur Sicherung der
Schlagkraft ihrer Streitkräfte sich dafür entscheiden, dass
die eine Behinderung und das Alter betreffenden Bestim-
mungen dieser Richtlinie auf alle Streitkräfte oder einen
Teil ihrer Streitkräfte keine Anwendung finden. Die
Mitgliedstaaten, die eine derartige Entscheidung treffen,
müssen den Anwendungsbereich dieser Ausnahmerege-
lung festlegen.

(20) Es sollten geeignete Maßnahmen vorgesehen werden,
d. h. wirksame und praktikable Maßnahmen, um den
Arbeitsplatz der Behinderung entsprechend einzurichten,
z. B. durch eine entsprechende Gestaltung der Räumlich-

keiten oder eine Anpassung des Arbeitsgeräts, des
Arbeitsrhythmus, der Aufgabenverteilung oder des
Angebots an Ausbildungs- und Einarbeitungsmaß-
nahmen.

(21) Bei der Prüfung der Frage, ob diese Maßnahmen zu
übermäßigen Belastungen führen, sollten insbesondere
der mit ihnen verbundene finanzielle und sonstige
Aufwand sowie die Größe, die finanziellen Ressourcen
und der Gesamtumsatz der Organisation oder des Unter-
nehmens und die Verfügbarkeit von öffentlichen Mitteln
oder anderen Unterstützungsmöglichkeiten berücksich-
tigt werden.

(22) Diese Richtlinie lässt die einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften über den Familienstand und davon abhängige
Leistungen unberührt.

(23) Unter sehr begrenzten Bedingungen kann eine unter-
schiedliche Behandlung gerechtfertigt sein, wenn ein
Merkmal, das mit der Religion oder Weltanschauung,
einer Behinderung, dem Alter oder der sexuellen
Ausrichtung zusammenhängt, eine wesentliche und
entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es
sich um einen rechtmäßigen Zweck und eine angemes-
sene Anforderung handelt. Diese Bedingungen sollten in
die Informationen aufgenommen werden, die die
Mitgliedstaaten der Kommission übermitteln.

(24) Die Europäische Union hat in ihrer der Schlussakte zum
Vertrag von Amsterdam beigefügten Erklärung Nr. 11
zum Status der Kirchen und weltanschaulichen Gemein-
schaften ausdrücklich anerkannt, dass sie den Status, den
Kirchen und religiöse Vereinigungen oder Gemein-
schaften in den Mitgliedstaaten nach deren Rechtsvor-
schriften genießen, achtet und ihn nicht beeinträchtigt
und dass dies in gleicher Weise für den Status von
weltanschaulichen Gemeinschaften gilt. Die Mitglied-
staaten können in dieser Hinsicht spezifische Bestim-
mungen über die wesentlichen, rechtmäßigen und
gerechtfertigten beruflichen Anforderungen beibehalten
oder vorsehen, die Voraussetzung für die Ausübung
einer diesbezüglichen beruflichen Tätigkeit sein können.

(25) Das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters stellt
ein wesentliches Element zur Erreichung der Ziele der
beschäftigungspolitischen Leitlinien und zur Förderung
der Vielfalt im Bereich der Beschäftigung dar. Ungleich-
behandlungen wegen des Alters können unter
bestimmten Umständen jedoch gerechtfertigt sein und
erfordern daher besondere Bestimmungen, die je nach
der Situation der Mitgliedstaaten unterschiedlich sein
können. Es ist daher unbedingt zu unterscheiden
zwischen einer Ungleichbehandlung, die insbesondere
durch rechtmäßige Ziele im Bereich der Beschäftigungs-
politik, des Arbeitsmarktes und der beruflichen Bildung
gerechtfertigt ist, und einer Diskriminierung, die zu
verbieten ist.

(26) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehal-
tung oder dem Erlass von Maßnahmen entgegenstehen,
mit denen bezweckt wird, Benachteiligungen von
Personen mit einer bestimmten Religion oder Weltan-
schauung, einer bestimmten Behinderung, einem
bestimmten Alter oder einer bestimmten sexuellen
Ausrichtung zu verhindern oder auszugleichen, und
diese Maßnahmen können die Einrichtung und Beibehal-
tung von Organisationen von Personen mit einer
bestimmten Religion oder Weltanschauung, einer
bestimmten Behinderung, einem bestimmten Alter oder
einer bestimmten sexuellen Ausrichtung zulassen, wenn
deren Zweck hauptsächlich darin besteht, die beson-
deren Bedürfnisse dieser Personen zu fördern.
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(27) Der Rat hat in seiner Empfehlung 86/379/EWG vom 24.
Juli 1986 (1) zur Beschäftigung von Behinderten in der
Gemeinschaft einen Orientierungsrahmen festgelegt, der
Beispiele für positive Aktionen für die Beschäftigung und
Berufsbildung von Menschen mit Behinderung anführt;
in seiner Entschließung vom 17. Juni 1999 betreffend
gleiche Beschäftigungschancen für behinderte
Menschen (2) hat er bekräftigt, dass es wichtig ist, insbe-
sondere der Einstellung, der Aufrechterhaltung des
Beschäftigungsverhältnisses sowie der beruflichen
Bildung und dem lebensbegleitenden Lernen von
Menschen mit Behinderung besondere Aufmerksamkeit
zu widmen.

(28) In dieser Richtlinie werden Mindestanforderungen festge-
legt; es steht den Mitgliedstaaten somit frei, günstigere
Vorschriften einzuführen oder beizubehalten. Die
Umsetzung dieser Richtlinie darf nicht eine Absenkung
des in den Mitgliedstaaten bereits bestehenden Schutzni-
veaus rechtfertigen.

(29) Opfer von Diskriminierungen wegen der Religion oder
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der
sexuellen Ausrichtung sollten über einen angemessenen
Rechtsschutz verfügen. Um einen effektiveren Schutz zu
gewährleisten, sollte auch die Möglichkeit bestehen, dass
sich Verbände oder andere juristische Personen unbe-
schadet der nationalen Verfahrensordnung bezüglich der
Vertretung und Verteidigung vor Gericht bei einem
entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaaten im Namen
eines Opfers oder zu seiner Unterstützung an einem
Verfahren beteiligen.

(30) Die effektive Anwendung des Gleichheitsgrundsatzes
erfordert einen angemessenen Schutz vor Viktimisie-
rung.

(31) Eine Änderung der Regeln für die Beweislast ist geboten,
wenn ein glaubhafter Anschein einer Diskriminierung
besteht. Zur wirksamen Anwendung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ist eine Verlagerung der Beweislast auf
die beklagte Partei erforderlich, wenn eine solche Diskri-
minierung nachgewiesen ist. Allerdings obliegt es dem
Beklagten nicht, nachzuweisen, dass der Kläger einer
bestimmten Religion angehört, eine bestimmte Weltan-
schauung hat, eine bestimmte Behinderung aufweist, ein
bestimmtes Alter oder eine bestimmte sexuelle Ausrich-
tung hat.

(32) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, die Regeln
für die Beweislastverteilung auf Verfahren anzuwenden,
in denen die Ermittlung des Sachverhalts dem Gericht
oder der zuständigen Stelle obliegt. Dies betrifft
Verfahren, in denen die klagende Partei den Beweis des
Sachverhalts, dessen Ermittlung dem Gericht oder der
zuständigen Stelle obliegt, nicht anzutreten braucht.

(33) Die Mitgliedstaaten sollten den Dialog zwischen den
Sozialpartnern und im Rahmen der einzelstaatlichen
Gepflogenheiten mit Nichtregierungsorganisationen mit
dem Ziel fördern, gegen die verschiedenen Formen von
Diskriminierung am Arbeitsplatz anzugehen und diese
zu bekämpfen.

(34) In Anbetracht der Notwendigkeit, den Frieden und die
Aussöhnung zwischen den wichtigsten Gemeinschaften
in Nordirland zu fördern, sollten in diese Richtlinie
besondere Bestimmungen aufgenommen werden.

(35) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhältnismäßige
und abschreckende Sanktionen für den Fall vorsehen,
dass gegen die aus dieser Richtlinie erwachsenden
Verpflichtungen verstoßen wird.

(36) Die Mitgliedstaaten können den Sozialpartnern auf deren
gemeinsamen Antrag die Durchführung der Bestim-
mungen dieser Richtlinie übertragen, die in den Anwen-
dungsbereich von Tarifverträgen fallen, sofern sie alle
erforderlichen Maßnahmen treffen, um jederzeit gewähr-
leisten zu können, dass die durch diese Richtlinie vorge-
schriebenen Ergebnisse erzielt werden.

(37) Im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip nach Artikel
5 des EG-Vertrags kann das Ziel dieser Richtlinie,
nämlich die Schaffung gleicher Ausgangsbedingungen in
der Gemeinschaft bezüglich der Gleichbehandlung in
Beschäftigung und Beruf, auf der Ebene der Mitglied-
staaten nicht ausreichend erreicht werden und kann
daher wegen des Umfangs und der Wirkung der
Maßnahme besser auf Gemeinschaftsebene verwirklicht
werden. Im Einklang mit dem Verhältnismäßigkeits-
prinzip nach jenem Artikel geht diese Richtlinie nicht
über das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche
Maß hinaus —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Zweck

Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen
Rahmens zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen der Reli-
gion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf im
Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung in den Mitgliedstaaten.

Artikel 2

Der Begriff „Diskriminierung“

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet „Gleichbehandlungs-
grundsatz“, dass es keine unmittelbare oder mittelbare Diskri-
minierung wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe
geben darf.

(2) Im Sinne des Absatzes 1

a) liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn eine
Person wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe in
einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige
Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren
hat oder erfahren würde;

b) liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn dem
Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder
Verfahren Personen mit einer bestimmten Religion oder
Weltanschauung, einer bestimmten Behinderung, eines
bestimmten Alters oder mit einer bestimmten sexuellen
Ausrichtung gegenüber anderen Personen in besonderer
Weise benachteiligen können, es sei denn:

i) diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch
ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die
Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und
erforderlich, oder

(1) ABl. L 225 vom 12.8.1986, S. 43.
(2) ABl. C 186 vom 2.7.1999, S. 3.
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ii) der Arbeitgeber oder jede Person oder Organisation, auf
die diese Richtlinie Anwendung findet, ist im Falle von
Personen mit einer bestimmten Behinderung aufgrund
des einzelstaatlichen Rechts verpflichtet, geeignete
Maßnahmen entsprechend den in Artikel 5 enthaltenen
Grundsätzen vorzusehen, um die sich durch diese
Vorschrift, dieses Kriterium oder dieses Verfahren erge-
benden Nachteile zu beseitigen.

(3) Unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem der
Gründe nach Artikel 1 in Zusammenhang stehen und bezwek-
ken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person
verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Ernied-
rigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeich-
netes Umfeld geschaffen wird, sind Belästigungen, die als
Diskriminierung im Sinne von Absatz 1 gelten. In diesem
Zusammenhang können die Mitgliedstaaten den Begriff „Beläs-
tigung“ im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Gepflogenheiten definieren.

(4) Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person wegen
eines der Gründe nach Artikel 1 gilt als Diskriminierung im
Sinne des Absatzes 1.

(5) Diese Richtlinie berührt nicht die im einzelstaatlichen
Recht vorgesehenen Maßnahmen, die in einer demokratischen
Gesellschaft für die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit,
die Verteidigung der Ordnung und die Verhütung von Straf-
taten, zum Schutz der Gesundheit und zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig sind.

Artikel 3

Geltungsbereich

(1) Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen
Zuständigkeiten gilt diese Richtlinie für alle Personen in öffent-
lichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher
Stellen, in Bezug auf

a) die Bedingungen — einschließlich Auswahlkriterien und
Einstellungsbedingungen — für den Zugang zu unselbstän-
diger und selbständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, einschließlich des
beruflichen Aufstiegs;

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufs-
beratung, der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbil-
dung und der Umschulung, einschließlich der praktischen
Berufserfahrung;

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich
der Entlassungsbedingungen und des Arbeitsentgelts;

d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer-
oder Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren
Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören,
einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher
Organisationen.

(2) Diese Richtlinie betrifft nicht unterschiedliche Behand-
lungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit und berührt nicht
die Vorschriften und Bedingungen für die Einreise von Staats-
angehörigen dritter Länder oder staatenlosen Personen in das
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder deren Aufenthalt in
diesem Hoheitsgebiet sowie eine Behandlung, die sich aus der
Rechtsstellung von Staatsangehörigen dritter Länder oder staa-
tenlosen Personen ergibt.

(3) Diese Richtlinie gilt nicht für Leistungen jeder Art seitens
der staatlichen Systeme oder der damit gleichgestellten Systeme
einschließlich der staatlichen Systeme der sozialen Sicherheit
oder des sozialen Schutzes.

(4) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese Richt-
linie hinsichtlich von Diskriminierungen wegen einer Behinde-
rung und des Alters nicht für die Streitkräfte gilt.

Artikel 4

Berufliche Anforderungen

(1) Ungeachtet des Artikels 2 Absätze 1 und 2 können die
Mitgliedstaaten vorsehen, dass eine Ungleichbehandlung wegen
eines Merkmals, das im Zusammenhang mit einem der in
Artikel 1 genannten Diskriminierungsgründe steht, keine
Diskriminierung darstellt, wenn das betreffende Merkmal
aufgrund der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder
der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und
entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich
um einen rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforde-
rung handelt.

(2) Die Mitgliedstaaten können in Bezug auf berufliche
Tätigkeiten innerhalb von Kirchen und anderen öffentlichen
oder privaten Organisationen, deren Ethos auf religiösen
Grundsätzen oder Weltanschauungen beruht, Bestimmungen in
ihren zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie geltenden
Rechtsvorschriften beibehalten oder in künftigen Rechtsvor-
schriften Bestimmungen vorsehen, die zum Zeitpunkt der
Annahme dieser Richtlinie bestehende einzelstaatliche Gepflo-
genheiten widerspiegeln und wonach eine Ungleichbehandlung
wegen der Religion oder Weltanschauung einer Person keine
Diskriminierung darstellt, wenn die Religion oder die Weltan-
schauung dieser Person nach der Art dieser Tätigkeiten oder
der Umstände ihrer Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige
und gerechtfertigte berufliche Anforderung angesichts des
Ethos der Organisation darstellt. Eine solche Ungleichbehand-
lung muss die verfassungsrechtlichen Bestimmungen und
Grundsätze der Mitgliedstaaten sowie die allgemeinen Grund-
sätze des Gemeinschaftsrechts beachten und rechtfertigt keine
Diskriminierung aus einem anderen Grund.

Sofern die Bestimmungen dieser Richtlinie im übrigen einge-
halten werden, können die Kirchen und anderen öffentlichen
oder privaten Organisationen, deren Ethos auf religiösen
Grundsätzen oder Weltanschauungen beruht, im Einklang mit
den einzelstaatlichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen
und Rechtsvorschriften von den für sie arbeitenden Personen
verlangen, dass sie sich loyal und aufrichtig im Sinne des Ethos
der Organisation verhalten.

Artikel 5

Angemessene Vorkehrungen für Menschen mit
Behinderung

Um die Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes auf
Menschen mit Behinderung zu gewährleisten, sind angemes-
sene Vorkehrungen zu treffen. Das bedeutet, dass der Arbeit-
geber die geeigneten und im konkreten Fall erforderlichen
Maßnahmen ergreift, um den Menschen mit Behinderung den
Zugang zur Beschäftigung, die Ausübung eines Berufes, den
beruflichen Aufstieg und die Teilnahme an Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen zu ermöglichen, es sei denn, diese
Maßnahmen würden den Arbeitgeber unverhältnismäßig
belasten. Diese Belastung ist nicht unverhältnismäßig, wenn sie
durch geltende Maßnahmen im Rahmen der Behindertenpolitik
des Mitgliedstaates ausreichend kompensiert wird.

Artikel 6

Gerechtfertigte Ungleichbehandlung wegen des Alters

(1) Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 2 können die Mitglied-
staaten vorsehen, dass Ungleichbehandlungen wegen des Alters
keine Diskriminierung darstellen, sofern sie objektiv und ange-
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messen sind und im Rahmen des nationalen Rechts durch ein
legitimes Ziel, worunter insbesondere rechtmäßige Ziele aus
den Bereichen Beschäftigungspolitik, Arbeitsmarkt und beruf-
liche Bildung zu verstehen sind, gerechtfertigt sind und die
Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich
sind.

Derartige Ungleichbehandlungen können insbesondere
Folgendes einschließen:

a) die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur
Beschäftigung und zur beruflichen Bildung sowie beson-
derer Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließ-
lich der Bedingungen für Entlassung und Entlohnung, um
die berufliche Eingliederung von Jugendlichen, älteren
Arbeitnehmern und Personen mit Fürsorgepflichten zu
fördern oder ihren Schutz sicherzustellen;

b) die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die
Berufserfahrung oder das Dienstalter für den Zugang zur
Beschäftigung oder für bestimmte mit der Beschäftigung
verbundene Vorteile;

c) die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung
aufgrund der spezifischen Ausbildungsanforderungen eines
bestimmten Arbeitsplatzes oder aufgrund der Notwendigkeit
einer angemessenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in
den Ruhestand.

(2) Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 2 können die Mitglied-
staaten vorsehen, dass bei den betrieblichen Systemen der
sozialen Sicherheit die Festsetzung von Altersgrenzen als
Voraussetzung für die Mitgliedschaft oder den Bezug von
Altersrente oder von Leistungen bei Invalidität einschließlich
der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen im Rahmen
dieser Systeme für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen bzw.
Kategorien von Beschäftigten und die Verwendung im Rahmen
dieser Systeme von Alterskriterien für versicherungsmathemati-
sche Berechnungen keine Diskriminierung wegen des Alters
darstellt, solange dies nicht zu Diskriminierungen wegen des
Geschlechts führt.

Artikel 7

Positive und spezifische Maßnahmen

(1) Der Gleichbehandlungsgrundsatz hindert die Mitglied-
staaten nicht daran, zur Gewährleistung der völligen Gleichstel-
lung im Berufsleben spezifische Maßnahmen beizubehalten
oder einzuführen, mit denen Benachteiligungen wegen eines in
Artikel 1 genannten Diskriminierungsgrunds verhindert oder
ausgeglichen werden.

(2) Im Falle von Menschen mit Behinderung steht der
Gleichbehandlungsgrundsatz weder dem Recht der Mitglied-
staaten entgegen, Bestimmungen zum Schutz der Gesundheit
und der Sicherheit am Arbeitsplatz beizubehalten oder zu
erlassen, noch steht er Maßnahmen entgegen, mit denen
Bestimmungen oder Vorkehrungen eingeführt oder beibehalten
werden sollen, die einer Eingliederung von Menschen mit
Behinderung in die Arbeitswelt dienen oder diese Eingliederung
fördern.

Artikel 8

Mindestanforderungen

(1) Die Mitgliedstaaten können Vorschriften einführen oder
beibehalten, die im Hinblick auf die Wahrung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes günstiger als die in dieser Richtlinie
vorgesehenen Vorschriften sind.

(2) Die Umsetzung dieser Richtlinie darf keinesfalls als
Rechtfertigung für eine Absenkung des von den Mitgliedstaaten
bereits garantierten allgemeinen Schutzniveaus in Bezug auf

Diskriminierungen in den von der Richtlinie abgedeckten Berei-
chen benutzt werden.

KAPITEL II

RECHTSBEHELFE UND RECHTSDURCHSETZUNG

Artikel 9

Rechtsschutz

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Personen, die
sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes in ihren Rechten für verletzt halten, ihre Ansprüche aus
dieser Richtlinie auf dem Gerichts- und/oder Verwaltungsweg
sowie, wenn die Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, in
Schlichtungsverfahren geltend machen können, selbst wenn das
Verhältnis, während dessen die Diskriminierung vorgekommen
sein soll, bereits beendet ist.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verbände, Organi-
sationen oder andere juristische Personen, die gemäß den in
ihrem einzelstaatlichen Recht festgelegten Kriterien ein recht-
mäßiges Interesse daran haben, für die Einhaltung der Bestim-
mungen dieser Richtlinie zu sorgen, sich entweder im Namen
der beschwerten Person oder zu deren Unterstützung und mit
deren Einwilligung an den in dieser Richtlinie zur Durchset-
zung der Ansprüche vorgesehenen Gerichts- und/oder Verwal-
tungsverfahren beteiligen können.

(3) Die Absätze 1 und 2 lassen einzelstaatliche Regelungen
über Fristen für die Rechtsverfolgung betreffend den Gleichbe-
handlungsgrundsatz unberührt.

Artikel 10

Beweislast

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit ihrem
nationalen Gerichtswesen die erforderlichen Maßnahmen, um
zu gewährleisten, dass immer dann, wenn Personen, die sich
durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes
für verletzt halten und bei einem Gericht oder einer anderen
zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das
Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminie-
rung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu beweisen,
dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes
vorgelegen hat.

(2) Absatz 1 lässt das Recht der Mitgliedstaaten, eine für den
Kläger günstigere Beweislastregelung vorzusehen, unberührt.

(3) Absatz 1 gilt nicht für Strafverfahren.

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten auch für Verfahren gemäß
Artikel 9 Absatz 2.

(5) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1 auf
Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sachver-
halts dem Gericht oder der zuständigen Stelle obliegt.

Artikel 11

Viktimisierung

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen Rechts-
ordnung die erforderlichen Maßnahmen, um die Arbeitnehmer
vor Entlassung oder anderen Benachteiligungen durch den
Arbeitgeber zu schützen, die als Reaktion auf eine Beschwerde
innerhalb des betreffenden Unternehmens oder auf die Einlei-
tung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes erfolgen.
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Artikel 12

Unterrichtung

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die gemäß dieser
Richtlinie getroffenen Maßnahmen sowie die bereits geltenden
einschlägigen Vorschriften allen Betroffenen in geeigneter
Form, zum Beispiel am Arbeitsplatz, in ihrem Hoheitsgebiet
bekannt gemacht werden.

Artikel 13

Sozialer Dialog

(1) Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den einzel-
staatlichen Gepflogenheiten und Verfahren geeignete
Maßnahmen zur Förderung des sozialen Dialogs zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern mit dem Ziel, die Verwirkli-
chung des Gleichbehandlungsgrundsatzes durch Überwachung
der betrieblichen Praxis, durch Tarifverträge, Verhaltenskodizes,
Forschungsarbeiten oder durch einen Austausch von Erfah-
rungen und bewährten Verfahren, voranzubringen.

(2) Soweit vereinbar mit den einzelstaatlichen Gepflogen-
heiten und Verfahren, fordern die Mitgliedstaaten Arbeitgeber
und Arbeitnehmer ohne Eingriff in deren Autonomie auf, auf
geeigneter Ebene Antidiskriminierungsvereinbarungen zu
schließen, die die in Artikel 3 genannten Bereiche betreffen,
soweit diese in den Verantwortungsbereich der Tarifparteien
fallen. Die Vereinbarungen müssen den in dieser Richtlinie
sowie den in den einschlägigen nationalen Durchführungs-
bestimmungen festgelegten Mindestanforderungen entsprechen.

Artikel 14

Dialog mit Nichtregierungsorganisationen

Die Mitgliedstaaten fördern den Dialog mit den jeweiligen
Nichtregierungsorganisationen, die gemäß den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ein rechtmäßiges
Interesse daran haben, sich an der Bekämpfung von Diskrimi-
nierung wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe zu
beteiligen, um die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung zu fördern.

KAPITEL III

BESONDERE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Nordirland

(1) Angesichts des Problems, dass eine der wichtigsten Reli-
gionsgemeinschaften Nordirlands im dortigen Polizeidienst
unterrepräsentiert ist, gilt die unterschiedliche Behandlung bei
der Einstellung der Bediensteten dieses Dienstes — auch von
Hilfspersonal — nicht als Diskriminierung, sofern diese unter-
schiedliche Behandlung gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften ausdrücklich gestattet ist.

(2) Um eine Ausgewogenheit der Beschäftigungsmöglich-
keiten für Lehrkräfte in Nordirland zu gewährleisten und
zugleich einen Beitrag zur Überwindung der historischen
Gegensätze zwischen den wichtigsten Religionsgemeinschaften
Nordirlands zu leisten, finden die Bestimmungen dieser Richt-
linie über Religion oder Weltanschauung keine Anwendung auf
die Einstellung von Lehrkräften in Schulen Nordirlands, sofern

dies gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ausdrück-
lich gestattet ist.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 16

Einhaltung

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass

a) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die dem Gleichbe-
handlungsgrundsatz zuwiderlaufen, aufgehoben werden;

b) die mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zu vereinba-
renden Bestimmungen in Arbeits- und Tarifverträgen,
Betriebsordnungen und Statuten der freien Berufe und der
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen für nichtig
erklärt werden oder erklärt werden können oder geändert
werden.

Artikel 17

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem
Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur Anwen-
dung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um deren Durchführung zu gewähr-
leisten. Die Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen an
die Opfer umfassen können, müssen wirksam, verhältnismäßig
und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen diese Bestim-
mungen der Kommission spätestens am 2. Dezember 2003 mit
und melden alle sie betreffenden späteren Änderungen unver-
züglich.

Artikel 18

Umsetzung der Richtlinie

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens zum
2. Dezember 2003 nachzukommen, oder können den Sozial-
partnern auf deren gemeinsamen Antrag die Durchführung der
Bestimmungen dieser Richtlinie übertragen, die in den Anwen-
dungsbereich von Tarifverträgen fallen. In diesem Fall gewähr-
leisten die Mitgliedstaaten, dass die Sozialpartner spätestens
zum 2. Dezember 2003 im Weg einer Vereinbarung die erfor-
derlichen Maßnahmen getroffen haben; dabei haben die
Mitgliedstaaten alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um
jederzeit gewährleisten zu können, dass die durch diese Richt-
linie vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt werden. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Um besonderen Bedingungen Rechnung zu tragen, können die
Mitgliedstaaten erforderlichenfalls eine Zusatzfrist von drei
Jahren ab dem 2. Dezember 2003, d. h. insgesamt sechs Jahre,
in Anspruch nehmen, um die Bestimmungen dieser Richtlinie
über die Diskriminierung wegen des Alters und einer Behinde-
rung umzusetzen. In diesem Fall setzen sie die Kommission
unverzüglich davon in Kenntnis. Ein Mitgliedstaat, der die Inan-
spruchnahme dieser Zusatzfrist beschließt, erstattet der
Kommission jährlich Bericht über die von ihm ergriffenen
Maßnahmen zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen des
Alters und einer Behinderung und über die Fortschritte, die bei
der Umsetzung der Richtlinie erzielt werden konnten. Die
Kommission erstattet dem Rat jährlich Bericht.
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Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezug-
nahme.

Artikel 19

Bericht

(1) Bis zum 2. Dezember 2005 und in der Folge alle fünf
Jahre übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission sämt-
liche Informationen, die diese für die Erstellung eines dem
Europäischen Parlament und dem Rat vorzulegenden Berichts
über die Anwendung dieser Richtlinie benötigt.

(2) Die Kommission berücksichtigt in ihrem Bericht in ange-
messener Weise die Standpunkte der Sozialpartner und der
einschlägigen Nichtregierungsorganisationen. Im Einklang mit
dem Grundsatz der systematischen Berücksichtigung geschlech-
terspezifischer Fragen wird ferner in dem Bericht die Auswir-
kung der Maßnahmen auf Frauen und Männer bewertet. Unter
Berücksichtigung der übermittelten Informationen enthält der

Bericht erforderlichenfalls auch Vorschläge für eine Änderung
und Aktualisierung dieser Richtlinie.

Artikel 20

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 21

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 27. November 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

É. GUIGOU
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 27. November 2000

über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Bekämpfung von Diskriminierungen (2001-2006)

(2000/750/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 13,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der
Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese
Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam. Nach
dem Vertrag über die Europäische Union achtet die
Union die Grundrechte, wie sie in der Europäischen
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus
den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der
Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemein-
schaftsrechts ergeben.

(2) Das Europäische Parlament hat die Europäische Union
wiederholt nachdrücklich aufgefordert, ihre Politik im
Bereich der Gleichbehandlung und Chancengleichheit im
Hinblick auf alle Arten von Diskriminierungen weiter-
zuentwickeln und zu verstärken.

(3) Die Europäische Union weist Theorien zurück, mit
denen versucht wird, die Existenz verschiedener mensch-
licher Rassen zu belegen. Die Verwendung des Begriffs
„Rasse“ in diesem Beschluss impliziert nicht die Akzep-
tanz solcher Theorien.

(4) Bei der Umsetzung des Programms wirkt die Gemein-
schaft im Einklang mit dem Vertrag darauf hin,
Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von
Männern und Frauen zu fördern, zumal Frauen häufig
Opfer mehrfacher Diskriminierungen sind.

(5) Für die verschiedenen Formen der Diskriminierung lässt
sich keine Rangordnung nach ihrer Bedeutung aufstellen,
sie sind alle gleichermaßen inakzeptabel. Das Programm
bezweckt sowohl den Austausch in den Mitgliedstaaten
bereits verwendeter bewährter Verfahren als auch die
Förderung der Ausarbeitung neuer Verfahren und Poli-
tiken zur Bekämpfung der Diskriminierung, einschließ-
lich der mehrfachen Diskriminierung. Dieser Beschluss
kann dazu beitragen, eine globale Strategie zur Bekämp-
fung jeglicher auf verschiedenen Gründen beruhender
Diskriminierung festzulegen. Diese Strategie wäre von
nun an parallel zu entwickeln.

(6) Die mit Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene — insbe-
sondere auf dem Gebiet der Gleichheit der Geschlechter
— gesammelten Erfahrungen haben gezeigt, dass zur
konkreten Bekämpfung von Diskriminierungen verschie-
dene, vor allem legislative und praktische, sich gegen-
seitig verstärkende Maßnahmen miteinander kombiniert
werden müssen. Ähnliche Erfahrungen sind mit der
Bekämpfung von Diskriminierungen aus Gründen der
Rasse oder der ethnischen Herkunft sowie aufgrund
einer Behinderung gemacht worden.

(7) Im Programm sollten alle Formen von Diskriminie-
rungen erfasst werden, mit Ausnahme der Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts, die Gegenstand einer
besonderen Maßnahme der Gemeinschaft ist. Diskrimi-
nierungen aus unterschiedlichen Gründen können
ähnliche Merkmale aufweisen und auf ähnliche Weise
bekämpft werden. Die in vielen Jahren erworbene Erfah-
rung mit der Bekämpfung bestimmter Formen der
Diskriminierung, einschließlich der Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts, kann auch für die Bekämp-
fung anders gearteter Diskriminierungen von Nutzen
sein. Den besonderen Merkmalen der verschiedenen
Diskriminierungsformen sollte jedoch Rechnung
getragen werden. Deshalb sind die besonderen Bedürf-
nisse von Menschen mit Behinderungen hinsichtlich der
Möglichkeiten des Zugangs zu Maßnahmen und Ergeb-
nissen zu berücksichtigen.

(1) Stellungnahme vom 5. Oktober 2000 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(2) ABl. C 204 vom 18.7.2000, S. 82.
(3) ABl. C 226 vom 8.8.2000, S. 1.
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(8) Das Programm sollte allen öffentlichen und/oder
privaten Einrichtungen und Institutionen offen stehen,
die sich im Kampf gegen Diskriminierungen engagieren.
Hierbei sind die Erfahrungen und Sachkenntnisse von
Nichtregierungsorganisationen auf lokaler und nationaler
Ebene zu berücksichtigen.

(9) Viele Nichtregierungsorganisationen auf europäischer
Ebene haben im Kampf gegen Diskriminierung Erfah-
rung und Sachkenntnisse erworben und setzen sich auf
europäischer Ebene für diskriminierte Menschen ein.
Deshalb können sie einen bedeutenden Beitrag zu einem
besseren Verständnis der verschiedenen Formen und
Auswirkungen von Diskriminierung leisten und mit
dafür sorgen, dass die Erfahrungen der Betroffenen im
Rahmen der Konzeption, Durchführung und Überwa-
chung des Programms Berücksichtigung finden. Die
Gemeinschaft hat in der Vergangenheit diversen sich
gegen Diskriminierung einsetzenden Organisationen eine
Basisfinanzierung bereitgestellt. Daher könnte die Bereit-
stellung einer Basisfinanzierung für effizient arbeitende
Nichtregierungsorganisationen ein wertvolles Instrument
zur Bekämpfung der Diskriminierung darstellen.

(10) Die zur Durchführung dieses Rechtsakts erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(11) Damit durch das Handeln der Gemeinschaft zusätzlicher
Nutzen entsteht, sollte die Kommission in Zusammenar-
beit mit den Mitgliedstaaten auf allen Ebenen darauf
hinwirken, dass die Maßnahmen, die im Rahmen dieses
Beschlusses oder anderer einschlägiger Strategien, Instru-
mente und Aktionen der Gemeinschaft — insbesondere
im Rahmen des Europäischen Sozialfonds in den Berei-
chen Bildung und Ausbildung sowie Chancengleichheit
von Frauen und Männern und zur Förderung der
sozialen Eingliederung — durchgeführt werden, aufein-
ander abgestimmt sind und sich ergänzen. Ferner ist für
Kohärenz und Komplementarität mit den einschlägigen
Tätigkeiten der Europäischen Stelle zur Beobachtung
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu sorgen.

(12) Das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR-Abkommen) sieht im sozialen Bereich eine
stärkere Zusammenarbeit zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
den am EWR beteiligten Ländern der Europäischen Frei-
handelsassoziation (EFTA/EWR) andererseits vor. Den
Bewerberländern Mittel- und Osteuropas sollte gemäß
den in den Europa-Abkommen, in deren Zusatzproto-
kollen und in den Beschlüssen der jeweiligen Assoziati-
onsräte festgelegten Bedingungen die Möglichkeit einer
Teilnahme an diesem Programm eingeräumt werden;
Zypern und Malta sowie der Türkei sollte diese Möglich-
keit auf der Grundlage zusätzlicher Mittel nach den mit
diesen Ländern zu vereinbarenden Verfahren eingeräumt
werden.

(13) In diesem Beschluss wird für die gesamte Laufzeit des
Programms ein als finanzieller Bezugsrahmen dienender
Betrag im Sinne von Nummer 34 der Interinstitutio-
nellen Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen dem
Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommis-
sion (2) eingesetzt, ohne dass dadurch die im Vertrag
festgelegten Befugnisse der Haushaltsbehörde berührt
werden.

(14) Die Kommission und die Mitgliedstaaten werden darauf
achten, dass alle Texte, Leitlinien und Aufforderungen
zur Einreichung von Vorschlägen, die im Rahmen dieses
Programms veröffentlicht werden, in einer klaren, einfa-
chen und zugänglichen Sprache abgefasst sind.

(15) Es sollte berücksichtigt werden, dass es eventuell
notwendig sein wird, Personen auf besondere Weise zu
unterstützen, damit sie die Hindernisse überwinden
können, die ihrer Beteiligung an dem Programm im Weg
stehen.

(16) Für den Erfolg einer jeden Gemeinschaftsmaßnahme ist
es unerlässlich, ihre Durchführung zu überwachen und
die Ergebnisse anhand der gesteckten Ziele zu bewerten.

(17) Im Einklang mit dem Grundsatz der Subsidiarität nach
Artikel 5 des Vertrags können die Ziele der vorgeschla-
genen Maßnahme, mit der die Gemeinschaft einen
Beitrag zur Bekämpfung von Diskriminierungen leisten
will, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend
erreicht werden, insbesondere deswegen, weil zur
Bekämpfung von Diskriminierungen multilaterale Part-
nerschaften, ein grenzüberschreitender Austausch von
Informationen und eine gemeinschaftsweite Verbreitung
bewährter Verfahren erforderlich sind. Im Einklang mit
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach dem
genannten Artikel geht dieser Beschluss nicht über
das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß
hinaus —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Aufstellung des Programms

Mit diesem Beschluss wird für den Zeitraum vom 1. Januar
2001 bis zum 31. Dezember 2006 ein gemeinschaftliches
Aktionsprogramm zur Förderung von Maßnahmen zur
Bekämpfung direkter oder indirekter Diskriminierungen aus
Gründen der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der
sexuellen Ausrichtung (im Folgenden „Programm“ genannt)
aufgestellt.

Artikel 2

Ziele

Im Rahmen der Zuständigkeiten der Gemeinschaft werden mit
dem Programm die Anstrengungen auf der Ebene der Gemein-
schaft und der Mitgliedstaaten zur Förderung von Maßnahmen
zur Verhütung und Bekämpfung der Diskriminierung aus
einem oder mehreren Gründen unterstützt und ergänzt, wobei
gegebenenfalls künftige Rechtsetzungstätigkeiten berücksichtigt
werden. Mit dem Programm werden nachstehende Ziele
verfolgt:

a) Förderung eines besseren Verständnisses der Diskriminie-
rungsproblematik durch Verbesserung des Wissens darüber
sowie durch Bewertung der Wirksamkeit von Politik und
Praxis;

b) Entwicklung der Fähigkeit, wirksam Diskriminierungen zu
verhüten und gegen sie vorzugehen, insbesondere durch die
Verstärkung der Aktionsmöglichkeiten der Organisationen
und die Förderung des Austauschs von Informationen und
bewährten Verfahren sowie der Zusammenarbeit in einem
europaweiten Netzwerk, unter Berücksichtigung der Beson-
derheiten der verschiedenen Formen der Diskriminierung;

(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
(2) ABl. C 172 vom 18.6.1999, S. 1.
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c) Förderung und Verbreitung der grundlegenden Werte und
Verfahren für die Bekämpfung von Diskriminierungen, auch
durch Sensibilisierungsmaßnahmen.

Artikel 3

Gemeinschaftsaktionen

(1) Um die Ziele des Artikels 2 zu erreichen, können in
einem transnationalen Rahmen folgende Aktionen durchge-
führt werden:

a) Analyse diskriminierungsrelevanter Faktoren, unter anderem
durch Erstellung von Studien sowie durch Erarbeitung quali-
tativer und quantitativer Indikatoren und Benchmarks unter
Wahrung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und
Gepflogenheiten; Bewertung der Wirksamkeit und Auswir-
kungen der Rechtsvorschriften sowie der Praxis der Diskri-
minierungsbekämpfung und gezielte Verbreitung der Ergeb-
nisse;

b) grenzüberschreitende Zusammenarbeit sowie Förderung der
Zusammenarbeit im Rahmen eines europaweiten Netz-
werkes der im Kampf gegen Diskriminierungen und deren
Verhütung engagierten Partner, einschließlich der Nichtre-
gierungsorganisationen;

c) Sensibilisierungsmaßnahmen, insbesondere um die europä-
ische Dimension des Kampfes gegen Diskriminierungen zu
verdeutlichen und um die Ergebnisse des Programms allge-
mein bekannt zu machen, vor allem durch Kommunikation,
Veröffentlichungen, Kampagnen und Veranstaltungen.

(2) Die Bestimmungen zur Durchführung der Gemein-
schaftsaktionen im Sinne von Absatz 1 sind im Anhang nieder-
gelegt.

Artikel 4

Durchführung des Programms und Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten

(1) Die Kommission

a) gewährleistet die Durchführung der Gemeinschaftsaktionen
des Programms gemäß dem Anhang;

b) führt mit Vertretern von Nichtregierungsorganisationen und
der Sozialpartner regelmäßig einen Meinungsaustausch auf
europäischer Ebene über Konzeption, Durchführung und
Überwachung des Programms und damit zusammenhän-
gende politische Orientierungen. Zu diesem Zweck stellt die
Kommission den Nichtregierungsorganisationen und den
Sozialpartnern relevante Informationen zur Verfügung. Die
Kommission unterrichtet den Ausschuss nach Artikel 6 über
die dargelegten Standpunkte.

(2) Die Kommission trifft in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um

a) die Einbeziehung aller Betroffenen, einschließlich der Nicht-
regierungsorganisationen aller Größenordnungen, in das
Programm zu fördern;

b) eine aktive Partnerschaft und einen aktiven Dialog zwischen
allen am Programm Beteiligten zu fördern, insbesondere mit
dem Ziel, ein integriertes und koordiniertes Vorgehen bei
der Bekämpfung von Diskriminierungen zu begünstigen;

c) die Verbreitung der Ergebnisse der Aktionen des Programms
zu gewährleisten;

d) verständliche Informationen bereitzustellen und für geeig-
nete Publizitäts- und Begleitmaßnahmen in Bezug auf die im
Rahmen des Programms geförderten Aktionen zu sorgen.

Artikel 5

Durchführungsmaßnahmen

(1) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen
Maßnahmen in Bezug auf die nachstehenden Sachbereiche
werden nach dem Verwaltungsverfahren des Artikels 6 Absatz
2 erlassen:

a) allgemeine Leitlinien für die Durchführung des Programms;

b) jährlicher Arbeitsplan für die Durchführung der Programm-
aktionen, einschließlich der Möglichkeit, die Programm-
themen anzupassen oder zu ergänzen;

c) von der Gemeinschaft bereitzustellende finanzielle Unter-
stützung;

d) Jahreshaushaltsplan und Aufschlüsselung der Mittel für die
verschiedenen Programmaktionen;

e) Modalitäten für die Auswahl der von der Gemeinschaft
unterstützten Aktionen und Organisationen sowie von der
Kommission vorgelegter Entwurf eines Verzeichnisses der
Aktionen und Organisationen, die unterstützt werden
sollen;

f) Kriterien für die Begleitung und Bewertung des Programms
und insbesondere Kosten-Nutzen-Verhältnis sowie Modali-
täten für die Verbreitung und Weitergabe der Ergebnisse.

(2) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen
Maßnahmen in Bezug auf alle anderen Sachbereiche werden
nach dem Beratungsverfahren des Artikels 6 Absatz 3 erlassen.

Artikel 6

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss (nachste-
hend „Ausschuss“ genannt) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf zwei Monate festgesetzt.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(4) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

Zusammenarbeit mit anderen Ausschüssen

Um sicherzustellen, dass das Programm mit den anderen in
Artikel 8 genannten Maßnahmen im Einklang steht und sie
ergänzt, unterrichtet die Kommission den Ausschuss regel-
mäßig über sonstige Gemeinschaftsaktionen, die zur Bekämp-
fung von Diskriminierung beitragen. Gegebenenfalls schafft die
Kommission einen Rahmen für eine kontinuierliche und struk-
turierte Zusammenarbeit des Ausschusses mit den im Rahmen
anderer einschlägiger Strategien, Instrumente und Aktionen
eingesetzten Begleitausschüssen.
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Artikel 8

Kohärenz und Komplementarität

(1) Die Kommission gewährleistet in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten die Gesamtkohärenz mit anderen Strate-
gien, Instrumenten und Aktionen der Union und der Gemein-
schaft, insbesondere durch Einführung geeigneter Verfahren für
die Koordinierung der Aktionen des Programms mit einschlä-
gigen Maßnahmen in den Bereichen Forschung, Beschäftigung,
Gleichheit von Frauen und Männern, soziale Eingliederung,
Kultur, allgemeine und berufliche Bildung sowie Jugend und
auf dem Gebiet der Außenbeziehungen der Gemeinschaft.

(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten gewährleisten,
dass die Aktionen des Programms im Einklang mit anderen
Aktionen der Union und der Gemeinschaft, insbesondere im
Rahmen der Strukturfonds und der Gemeinschaftsinitiative
EQUAL, stehen und sich ergänzen.

(3) Die Mitgliedstaaten gewährleisten im Rahmen des Mögli-
chen die Kohärenz und Komplementarität der Aktionen des
Programms und der auf nationaler, regionaler und lokaler
Ebene durchgeführten Maßnahmen.

Artikel 9

Teilnahme der EFTA/EWR-Länder, der assoziierten Länder
Mittel- und Osteuropas, Zyperns, Maltas und der Türkei

An dem Programm können sich beteiligen:

a) die EFTA/EWR-Länder gemäß den im EWR-Abkommen
festgelegten Bedingungen;

b) die Bewerber Mittel- und Osteuropas (MOEL) gemäß den in
den Europa-Abkommen, in ihren Zusatzprotokollen und in
den Beschlüssen der jeweiligen Assoziationsräte festgelegten
Bedingungen;

c) Zypern, Malta und die Türkei auf der Grundlage zusätzlicher
Mittel nach den mit diesen Ländern zu vereinbarenden
Verfahren.

Artikel 10

Finanzierung

(1) Der als finanzielle Bezugsrahmen dienende Betrag für die
Durchführung des Programms beläuft sich für den Zeitraum
2001 bis 2006 auf 98,4 Millionen EUR.

(2) Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde
in den Grenzen der Finanziellen Vorausschau bewilligt.

Artikel 11

Begleitung und Bewertung

(1) Die Kommission gewährleistet in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten und nach den Verfahren des Artikels 6
Absätze 2 und 3 die laufende Begleitung des Programms.

(2) Das Programm wird von der Kommission mit Unterstüt-
zung unabhängiger Sachverständiger bewertet. Diese Bewer-
tung beinhaltet eine Beurteilung der Relevanz, der Wirksamkeit
und des Kosten/Nutzen-Verhältnisses der durchgeführten
Aktionen im Hinblick auf die in Artikel 2 genannten Ziele.
Bewertet werden auch die Auswirkungen des Programms insge-
samt.

Bei der Bewertung wird außerdem geprüft, ob sich die
Aktionen des Programms und diejenigen anderer einschlägiger
Strategien, Instrumente und Aktionen der Gemeinschaft gegen-
seitig ergänzen.

(3) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem
Rat, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss
der Regionen bis zum 31. Dezember 2005 einen Bewertungs-
bericht über die Durchführung des Programms vor.

Artikel 12

Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 27. November 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

É. GUIGOU
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ANHANG

LEITLINIEN ZUR DURCHFÜHRUNG DES PROGRAMMS

I. Tätigkeitsbereiche

Das Programm kann im Rahmen der der Gemeinschaft im Vertrag zugewiesenen Zuständigkeiten folgende Tätigkeits-
bereiche abdecken:

a) Nichtdiskriminierung innerhalb der öffentlichen Verwaltungen und durch die öffentlichen Verwaltungen;

b) Nichtdiskriminierung bei den Medien und durch die Medien;

c) gleichberechtigte Teilnahme an der Entscheidungsfindung im politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereich;

d) gleicher Zugang zu und Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen,
insbesondere in den Bereichen Wohnungswesen, Verkehr, Kultur, Freizeit und Sport;

e) wirksame Beobachtung von Diskriminierungen, einschließlich Diskriminierungen aus mehreren Gründen;

f) gezielte Verbreitung von Informationen über das Recht auf Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung;

g) Einbeziehung strategischer und praktischer Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierungen in die übrigen
Bereiche.

Bei allen Programmtätigkeiten wird der Grundsatz der Chancengleichheit für Männer und Frauen in den anderen
Bereichen beachtet.

Bei der Durchführung des Programms kann die Kommission — zum beiderseitigen Nutzen der Kommission und der
Begünstigten — auf technische und/oder administrative Unterstützung bei Informationsbeschaffung, Informationsauf-
bereitung, Management, Monitoring, Rechnungsprüfung und Kontrolle des Programms oder der Vorhaben zurück-
greifen.

Die Kommission kann auch Studien erstellen, Sachverständigensitzungen veranstalten und Aktionen in den Bereichen
Information und Veröffentlichungen durchführen, die unmittelbar mit dem Ziel des Programms in Verbindung stehen.

II. Zugang zum Programm

Unter den Bedingungen und gemäß den Durchführungsbestimmungen dieses Anhangs sind alle öffentlichen und/oder
privaten Einrichtungen und Institutionen teilnahmeberechtigt, die sich im Kampf gegen Diskriminierungen engagieren.
Insbesondere sind dies:

a) die Mitgliedstaaten;

b) die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften;

c) die mit der Förderung der Gleichbehandlung befassten Stellen;

d) die Sozialpartner;

e) die Nichtregierungsorganisationen;

f) die Universitäten und Forschungsinstitute;

g) die nationalen statistischen Ämter;

h) die Medien.

III. Aktionen

Aktionsbere ich 1 — Analyse und Bewertung

Folgende Tätigkeiten können unterstützt werden:

1. Entwicklung und Verbreitung vergleichbarer statistischer Reihen, mit denen das Ausmaß von Diskriminierungen in
der Gemeinschaft erfasst werden kann, unter Wahrung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogen-
heiten;

2. Entwicklung und Verbreitung von Methoden und Indikatoren für die Bewertung der Wirksamkeit von Politik und
Praxis der Diskriminierungsbekämpfung (Benchmarking), unter Wahrung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
und Gepflogenheiten;

3. Analyse (in Form von Jahresberichten) der Rechtsvorschriften und Praxis der Diskriminierungsbekämpfung mit
dem Ziel, deren Wirksamkeit zu beurteilen und die gewonnenen Erkenntnisse zu verbreiten;

4. thematische Studien im Rahmen der vorrangigen Themen, in denen Konzepte für die Bekämpfung sowohl
bestimmter Formen der Diskriminierung als auch von Diskriminierung ganz allgemein miteinander verglichen und
einander gegenübergestellt werden.
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Die Kommission gewährleistet insbesondere, dass die Tätigkeiten dieses Aktionsbereichs im Einklang mit den
Tätigkeiten der Europäischen Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, dem Rahmenpro-
gramm der Europäischen Gemeinschaft im Bereich der Forschung, der technologischen Entwicklung und der De-
monstration sowie dem Statistischen Programm der Gemeinschaft stehen und diese ergänzen.

Akt ionsbere ich 2 — Entwicklung von Handlungskompetenzen

Folgende Tätigkeiten können zur Erweiterung der Handlungskompetenzen und der Effizienz der Adressaten unter-
stützt werden, die im Kampf gegen Diskriminierungen in den unter das Programm fallenden Bereichen aktiv sind:

1. Grenzüberschreitende Aktionen, bei denen mehrere Akteure aus mindestens drei Mitgliedstaaten Informationen,
Erfahrungen und vorbildliche Lösungen untereinander austauschen. Dabei kann es gehen um den Vergleich der
Wirkung der für das gewählte Thema angewandten Verfahren, Methoden und Instrumente, um den Transfer und
die Anwendung bewährter Verfahren, den Austausch von Personal, die gemeinsame Erarbeitung von Ergebnissen,
Verfahren, Strategien und Methoden, die Anpassung bewährter Instrumente und Verfahren an veränderte Rahmen-
bedingungen und/oder die gemeinsame Verbreitung von Ergebnissen, Informationsmaterial und Veranstaltungs-
konzepten. Bei der Auswahl der Finanzierungsanträge trägt das Programm der Vielfalt der Diskriminierungen
Rechnung.

2. Basisfinanzierung für einschlägig tätige Nichtregierungsorganisationen auf europäischer Ebene, die über Erfah-
rungen mit der Bekämpfung von Diskriminierungen und der Vertretung diskriminierter Personen verfügen, mit
dem Ziel, die Ausarbeitung eines integrierten und koordinierten Konzepts für den Kampf gegen Diskriminierungen
zu fördern.

Die Basisfinanzierung beträgt höchstens 90 % der Ausgaben, für die eine Unterstützung gewährt werden kann.

Die Modalitäten der Auswahl dieser Organisationen können der Verschiedenartigkeit und Vielfalt der mit Diskrimi-
nierungen konfrontierten Gruppen Rechnung tragen.

Akt ionsbere ich 3 — Sensib i l i s ierung

Folgende Tätigkeiten können unterstützt werden:

1. Organisation von Konferenzen, Seminaren und Veranstaltungen auf europäischer Ebene;

2. Organisation von Seminaren durch die Mitgliedstaaten zur Förderung der Umsetzung des Gemeinschaftsrechts auf
dem Gebiet der Nichtdiskriminierung, sowie Verdeutlichung der europäischen Dimension einzelstaatlicher Veran-
staltungen;

3. Durchführung von Kampagnen in den europäischen Medien und Organisation von Veranstaltungen zur Förderung
des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen sowie der Ermittlung und Verbreitung bewährter
Verfahren, auch durch Vergabe von Preisen für erfolgreiche Aktionen im Rahmen des zweiten Aktionsbereichs, um
den Kampf gegen Diskriminierungen stärker in das Licht der Öffentlichkeit zu rücken;

4. Veröffentlichung von Material zur Verbreitung der Ergebnisse des Programms, auch durch Einrichtung einer
Internet-Site, die Beispiele für bewährte Verfahren aufzeigt und ein Forum für den Austausch von Ideen sowie eine
Datenbank mit potentiellen Partnern für Aktionen im Rahmen eines grenzüberschreitenden Austauschs anbietet.

IV. Verfahren für die Beantragung von Beihilfen

Aktionsbereich 1 Im Rahmen dieses Aktionsbereichs werden hauptsächlich Ausschreibungen durchgeführt. Für die
Zusammenarbeit mit den nationalen Statistischen Ämtern gelten die Verfahren von Eurostat.

Aktionsbereich 2 Im Rahmen des Aktionsbereichs 2 Nummern 1 und 2 ergehen Aufforderungen zur Einreichung
von Vorschlägen bei der Kommission.

Aktionsbereich 3 Im Rahmen dieses Aktionsbereichs werden im allgemeinen Ausschreibungen durchgeführt.
Aktionen, die in den Aktionsbereich 3 Nummern 2 und 3 fallen, können jedoch auch auf Antrag,
z. B. auf Antrag eines Mitgliedstaats, bezuschusst werden.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 30. November 2000

über die Freigabe bestimmter Teile des Gemeinsamen Handbuchs, das von dem durch das Überein-
kommen zur Durchführung des Schengener Übereinkommens vom 14. Juni 1985 eingesetzten

Exekutivausschuss angenommen wurde

(2000/751/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 207,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der durch das Übereinkommen zur Durchführung des Schengener Übereinkommens vom 14. Juni
1985 eingesetzte Exekutivausschuss, an dessen Stelle der Rat gemäß Artikel 2 des Schengen-Proto-
kolls getreten ist, hat alle Bestimmungen des Gemeinsamen Handbuchs, dessen letzte Fassung vom
Exekutivausschuss mit Beschluss vom 28. April 1999 (SCH/Com-ex (99) 13) angenommen wurde,
mit seinen Beschlüssen vom 14. Dezember 1993 (SCH/Com-ex (93) 22 rev) und vom 23. Juni 1998
(SCH/Com-ex (98) 17) als „vertraulich“ eingestuft.

(2) Das Gemeinsame Handbuch und die seine Einstufung betreffenden Beschlüsse des Exekutivaus-
schusses sind Bestandteil des Schengen-Besitzstands, wie er im Beschluss des Rates (1999/435/EG) (1)
definiert worden ist.

(3) Bestimmte Teile des Gemeinsamen Handbuchs, einschließlich der Bestimmungen, die den nicht
vertraulichen Bestimmungen der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion entsprechen, sollten frei-
gegeben werden —

BESCHLIESST :

Artikel 1

Teil I sowie die Anlagen 1, 2, 3, 4, 5, 5A, 6, 6A, 7, 8, 8A, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und 14A des Gemeinsamen
Handbuchs werden freigegeben.

Artikel 2

Die freigegebenen Teile des Gemeinsamen Handbuchs werden im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
veröffentlicht.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Veröffentlichung wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 30. November 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. LEBRANCHU

(1) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 1.
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BESCHLUSS Nr. 3/2000 DES AKP-EG-BOTSCHAFTERAUSSCHUSSES
vom 26. September 2000

über die Bildung einer Rücklage zur Finanzierung der Beschlüsse im Rahmen von Stabex und
Sysmin im Zeitraum vom 2. August bis 31. Dezember 2000

(2000/752/EG)

DER AKP-EG-BOTSCHAFTERAUSSCHUSS —

gestützt auf das am 15. Dezember 1989 in Lomé unterzeich-
nete Vierte AKP-EG-Abkommen, geändert am 4. November
1995 in Port Louis, im Folgenden „Abkommen“ genannt,

gestützt auf den Beschluss Nr. 1/2000 des AKP-EG-Ministerrats
vom 27. Juli 2000 über Übergangsmaßnahmen für den Zeit-
raum zwischen dem 2. August 2000 und dem Inkrafttreten des
AKP-EG-Partnerschaftsabkommens, insbesondere auf Artikel 3
Absatz 3 Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Artikel 2 Buchstabe a) des Beschlusses Nr. 1/2000
des AKP-EG-Ministerrats vom 27. Juli 2000 werden in
Bezug auf Stabex die im Vierten AKP-EG-Abkommen in
der Fassung des am 4. November 1995 in Mauritius
unterzeichneten Abkommens vorgesehenen Bestim-
mungen über die Transferbeschlüsse für die Anwen-
dungsjahre 1998 und 1999 und über die Rückzahlung
der Restbeträge des Zweiten Finanzprotokolls (Artikel
195 Buchstabe a) des Abkommens) bis 31. Dezember
2000 verlängert.

(2) Mit Artikel 2 Buchstabe b) des Beschlusses Nr. 1/2000
des AKP-EG-Ministerrats werden in Bezug auf Sysmin
die Bestimmungen des Abkommens über die
Maßnahmen, für die vor dem 1. August 2000 ein Förde-
rungsantrag gestellt wurde, bis 31. Dezember 2000
verlängert.

(3) Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b) des Beschlusses Nr.
1/2000 des AKP-EG-Ministerrats sieht insbesondere
Folgendes vor:

— vor dem 30. September 2000 wird eine Rücklage für
die Finanzierung der Beschlüsse im Sinne des Arti-
kels 2 Buchstaben a) und b) des genannten
Beschlusses gebildet;

— der AKP-EG-Botschafterausschuss bestimmt vor dem
30. September 2000 die Methoden für die Berech-
nung dieser Rücklage und den endgültigen Betrag
dieser Rücklage sowie die Modalitäten für die Über-
weisung etwaiger Restbeträge auf das EEF-Sonder-
konto —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der endgültige Betrag der Rücklage gemäß Artikel 3 Absatz 3
Buchstabe b) des Beschlusses Nr. 1/2000 des AKP-EG-Minister-
rats vom 27. Juli 2000 über Übergangsmaßnahmen für den
Zeitraum zwischen dem 2. August 2000 und dem Inkrafttreten

des AKP-EG-Partnerschaftsabkommens wird wie folgt festge-
setzt:

(in EUR)

a) Stabex:

— mögliche Transfers für die Anwen-
dungsjahre 1998 und 1999 168 000 000

— mögliche Rückzahlung der Restbe-
träge des Zweiten Finanzprotokolls
(Artikel 195 Buchstabe a) des
Abkommens) 72 000 000

b) Sysmin:

— Betrag für die spätestens bis zum 31.
Dezember 2000 zu treffenden
Maßnahmen, für die vor dem 1.
August 2000 ein Förderantrag gestellt
wurde 55 000 000

c) Endgültiger Betrag der Rücklage 295 000 000

Artikel 2

a) Nach Abzug des Betrags nach Artikel 1 Buchstabe a) dieses
Beschlusses beläuft sich der verbleibende Betrag der Mittel
des Stabex-Instruments auf 1 105 672 002 EUR. Dieser
Betrag ist verfügbar für Programmierungsvorhaben nach
Maßgabe von Artikel 3 des Beschlusses Nr. 1/2000 des
AKP-EG-Ministerrates vom 27. Juli 2000.

b) Hinsichtlich seiner materiellen Verfügbarkeit wird dieser
verbleibende Betrag des Stabex-Instruments schrittweise im
Zeitraum bis spätestens zum 31. Dezember 2001 auf das
Sonderkonto des EEF überwiesen.

c) Der in Artikel 2 Buchstabe b) des Beschlusses Nr. 1/2000
des AKP-EG-Ministerrats vorgesehene Restbetrag für die
Unterstützung der Entwicklungsprogramme, die nach
Abschluss der vor dem 1. August 2000 gestellten Sysmin-
Förderanträge festgelegt werden, für die die Beschlüsse nicht
vor dem 31. Dezember 2000 gefasst werden können,
beläuft sich auf 410 926 000 EUR.

d) Der am 31. Dezember 2000 verfügbare Saldo der gemäß
Artikel 1 dieses Beschlusses gebildeten Rücklage wird vor
dem 31. Dezember 2001 vom Stabex-Sonderkonto auf das
EEF-Sonderkonto überwiesen.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2000.

Für den AKP-EG-Botschafterausschuss

Der Präsident

P. VIMONT
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BESCHLUSS Nr. 3/2000 DES ASSOZIATIONSRATES EU-TSCHECHISCHE REPUBLIK
vom 16. Oktober 2000

zur Annahme der Bedingungen und Voraussetzungen für die Teilnahme der Tschechischen
Republik am gemeinschaftlichen Aktionsprogramm „Jugend“

(2000/753/EG)

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen zur
Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Tschechischen Republik andererseits (1) betreffend die Teil-
nahme der Tschechischen Republik an Gemeinschaftspro-
grammen, insbesondere auf die Artikel 1 und 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 1 des Zusatzprotokolls kann sich die
Tschechische Republik an Rahmenprogrammen, spezifi-
schen Programmen, Projekten und anderen Aktionen der
Gemeinschaft, unter anderem im Bereich Jugend, betei-
ligen.

(2) Gemäß Artikel 2 des Zusatzprotokolls beschließt der
Assoziationsrat, zu welchen Bedingungen und unter
welchen Voraussetzungen sich die Tschechische Repu-
blik an diesen Aktivitäten beteiligen kann.

(3) Aufgrund des Beschlusses Nr. 2/97 des Assoziationsrates
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Repu-
blik andererseits vom 30. September 1997 (2) hat die
Tschechische Republik seit dem 1. Oktober 1997 am
Programm „Jugend für Europa“ teilgenommen; sie hat
den Wunsch geäußert, auch an dem neuen Programm
„Jugend“ teilzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Tschechische Republik nimmt an dem gemeinschaftlichen
Aktionsprogramm „Jugend“ (nachstehend „Programm Jugend“
genannt) unter den Bedingungen und Voraussetzungen teil, die
in den Anhängen I und II festgelegt sind, welche Bestandteil
dieses Beschlusses sind.

Artikel 2

Dieser Beschluss gilt für die Laufzeit des Programms „Jugend“,
die am 1. Januar 2000 beginnt.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Annahme durch den
Assoziationsrat in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 16. Oktober 2000.

Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident

J. KAVAN

(1) ABl. L 317 vom 30.12.1995, S. 25.
(2) ABl. L 227 vom 10.10.1997, S. 26.
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ANHANG I

Bedingungen und Voraussetzungen für die Teilnahme der Tschechischen Republik am Programm „Jugend“

1. Sofern in diesem Beschluss nichts anderes festgelegt ist, beteiligt sich die Tschechische Republik an den Aktivitäten im
Rahmen des Programms „Jugend“ (nachstehend „Programm“ genannt) in Übereinstimmung mit den Zielsetzungen,
Kriterien, Verfahren und Fristen des Beschlusses Nr. 1031/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. April 2000 zur Einführung des gemeinschaftlichen Aktionsprogramms „Jugend“ (1).

2. Artikel 5 des Beschlusses Nr. 1031/2000/EG und nach den von der Kommission angenommenen Bestimmungen
über die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und der Kommission hinsichtlich der für Jugend zuständigen nationalen
Stellen richtet die Tschechische Republik geeignete Strukturen für eine koordinierte Verwaltung der Durchführung der
Programmaktionen auf nationaler Ebene ein und ergreift die erforderlichen Maßnahmen, um eine angemessene
Finanzierung der nationalen Stelle zu gewährleisten, der im Rahmen des Programms Zuschüsse für ihre Tätigkeit
gewährt werden. Die Tschechische Republik wird alle sonstigen Maßnahmen ergreifen, die für eine effiziente
Programmabwicklung auf nationaler Ebene erforderlich sind.

3. Im Hinblick auf ihre Teilnahme an dem Programm zahlt die Tschechische Republik jedes Jahr einen Beitrag in den
Gesamthaushalt der Europäischen Union nach den in Anhang II beschriebenen Verfahren.

Um Entwicklungen im Rahmen des Programms oder Änderungen der Absorptionskapazität der Tschechischen
Republik Rechnung zu tragen, ist der Assoziationsausschuss befugt, diesen Beitrag bei Bedarf so anzupassen, dass
Haushaltsungleichgewichte bei der Programmdurchführung vermieden werden.

4. Bei der Einreichung, der Bewertung und der Auswahl der Anträge gelten für förderungswürdige Einrichtungen,
Organisationen und Einzelpersonen in der Tschechischen Republik dieselben Bedingungen und Voraussetzungen wie
für förderungswürdige Einrichtungen, Organisationen und Einzelpersonen in der Gemeinschaft.

Die Kommission kann bei der Auswahl unabhängiger Experten nach den einschlägigen Bestimmungen des
Beschlusses Nr. 1031/2000/EG tschechische Experten heranziehen, die sie bei der Projektevaluierung unterstützen.

5. Um den Gemeinschaftscharakter des Programms zu gewährleisten, muss an den Projekten und Aktivitäten mindestens
ein Partner aus einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft beteiligt sein.

6. Die Mittelzuweisungen an die Tschechische Republik für die dezentral zu verwaltenden Aktionen sowie für die
finanzielle Unterstützung der Tätigkeit der gemäß Nummer 2 eingerichteten nationalen Stelle richten sich nach dem
auf Gemeinschaftsebene beschlossenen jährlichen Programmbudget sowie nach dem tschechischen Beitrag zu dem
Programm. Die finanzielle Unterstützung für die Tätigkeit der nationalen Stelle beträgt höchstens 50 % der für das
Arbeitsprogramm der nationalen Stelle vorgesehenen Mittelausstattung.

7. Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie die Tschechische Republik tun im Rahmen der geltenden Bestimmungen
alles, um Jugendlichen und anderen förderungswürdigen Personen, die sich zum Zweck der Teilnahme an Aktivitäten
im Rahmen dieses Beschlusses von der Tschechischen Republik in die Gemeinschaft und umgekehrt begeben,
Freizügigkeit und freie Wahl des Wohnsitzes zu ermöglichen.

8. Waren und Dienstleistungen für Aktivitäten im Rahmen dieses Beschlusses sind in der Tschechischen Republik von
indirekten Steuern, Zöllen, Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen befreit.

9. Unbeschadet der Pflichten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und des Rechnungshofs der Europä-
ischen Gemeinschaften in Bezug auf das Monitoring und die Evaluierung des Programms gemäß Artikel 13 des
Beschlusses Nr. 1031/2000/EG wird die Teilnahme der Tschechischen Republik an dem Programm von der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften und der Tschechischen Republik laufend partnerschaftlich überwacht. Die
Tschechische Republik unterbreitet der Kommission entsprechende Berichte und beteiligt sich an anderen spezifischen
Aktivitäten der Gemeinschaft in diesem Zusammenhang.

10. In Übereinstimmung mit der Haushaltsordnung der Gemeinschaft sehen vertragliche Vereinbarungen, die mit oder
von tschechischen Einrichtungen geschlossen werden, Kontrollen und Prüfungen vor, die von der Kommission oder
dem Rechnungshof bzw. unter deren Aufsicht durchgeführt werden. Der Zweck von Rechnungsprüfungen kann darin
bestehen, die Einnahmen und Ausgaben der Einrichtung im Hinblick auf die vertraglichen Verpflichtungen gegenüber
der Gemeinschaft zu kontrollieren. Soweit sinnvoll und möglich, leisten die zuständigen tschechischen Behörden im
Geiste der Zusammenarbeit und im beiderseitigen Interesse jedwede Unterstützung, die für die Durchführung solcher
Kontrollen und Prüfungen unter den gegebenen Umständen erforderlich oder hilfreich ist.

Die von der Kommission angenommenen Bestimmungen über die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und der
Kommission hinsichtlich der für Jugend zuständigen nationalen Stellen finden auf die Beziehungen zwischen der
Tschechischen Republik, der Kommission und der tschechischen nationalen Stelle Anwendung. Bei Unregelmäßig-
keiten, Fahrlässigkeit oder Betrug, die der tschechischen nationalen Stelle zuzurechnen sind, tragen die tschechischen
Behörden die Verantwortung für die ausstehenden Beträge.

11. Unbeschadet der Verfahren nach Artikel 8 des Beschlusses Nr. 1031/2000/EG nehmen die Vertreter der Tschechi-
schen Republik als Beobachter an den Sitzungen des Programmausschusses teil, wenn für sie relevante Punkte
behandelt werden. Wenn andere Punkte erörtert oder Abstimmungen durchgeführt werden, tritt dieser Ausschuss
ohne die Vertreter der Tschechischen Republik zusammen.

(1) ABl. L 117 vom 18.5.2000, S. 1.
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12. Sämtliche Kontakte mit der Kommission im Zusammenhang mit der Antragstellung, der Auftragsvergabe, der Vorlage
von Berichten und sonstigen Verwaltungsvereinbarungen im Rahmen des Programms erfolgen in einer Amtssprache
der Gemeinschaft.

13. Die Gemeinschaft und die Tschechische Republik können Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses unter Einhal-
tung einer Frist von zwölf Monaten jederzeit schriftlich beenden. Zum Zeitpunkt der Beendigung laufende Projekte
und Maßnahmen werden bis zu ihrem Abschluss nach den Bedingungen dieses Beschlusses fortgesetzt.

(1) ABl. L 356 vom 31.12.1977, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, EGKS, Euratom) Nr. 2779/98 (ABl. L
347 vom 23.12.1998, S. 3).

ANHANG II

Finanzieller Beitrag der Tschechischen Republik zum Programm

1. Die Tschechische Republik leistet im Rahmen ihrer Teilnahme am Programm im Jahr 2000 einen finanziellen Beitrag
zum Gesamthaushalt der Europäischen Union in Höhe von 1 139 000 EUR.

Der Beitrag der Tschechischen Republik für die folgenden Jahre der Programmdurchführung wird vom Assoziationsrat
im Laufe des Jahres 2000 festgesetzt.

2. Die Tschechische Republik entrichtet den vorstehend genannten Beitrag zum Teil aus dem tschechischen Staatshaushalt
und zum Teil aus dem PHARE-Länderprogramm der Tschechischen Republik. Die beantragten PHARE-Mittel werden
der Tschechischen Republik im Rahmen eines getrennten PHARE-Programmierungsverfahrens aufgrund einer sepa-
raten Finanzierungsvereinbarung zur Verfügung gestellt. Gemeinsam mit dem Anteil aus dem tschechischen Staats-
haushalt bilden diese Mittel den Eigenbeitrag der Tschechischen Republik, aus dem es die Zahlungen aufgrund der
jährlichen Mittelanforderungen durch die Kommission leistet.

3. Die PHARE-Mittel werden nach folgendem Zeitplan abgerufen:

— 840 000 EUR als Beitrag zu Jugend im Jahr 2000;

— der restliche Beitrag der Tschechischen Republik wird aus dem tschechischen Staatshaushalt finanziert.

4. Die Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (1) gilt
auch für die Verwaltung des Beitrags der Tschechischen Republik.

Reise- und Aufenthaltskosten, die Vertretern und Sachverständigen der Tschechischen Republik infolge der Teilnahme
an den Ausschusssitzungen als Beobachter im Sinne von Anhang I Nummer 11 oder an anderen Sitzungen im
Zusammenhang mit der Programmdurchführung entstehen, werden von der Kommission auf der gleichen Grundlage
und nach den gleichen Verfahren erstattet wie für nicht dem öffentlichen Dienst angehörige Sachverständige der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union.

5. Nach Inkrafttreten dieses Beschlusses und zu Beginn jedes folgenden Jahres fordert die Kommission von der Tschechi-
schen Republik Mittel in Höhe ihres Beitrags zu dem Programm an.

Dieser Beitrag wird in Euro ausgedrückt und ist auf ein Euro-Bankkonto der Kommission einzuzahlen.

Die Tschechische Republik zahlt ihren Beitrag aufgrund der Mittelanforderung innerhalb folgender Fristen:

— den Anteil aus dem Staatshaushalt bis zum 1. Mai, sofern die Kommission die Mittel vor dem 1. April anfordert,
oder spätestens einen Monat nach der Mittelanforderung, wenn diese erst später erfolgt;

— den aus PHARE finanzierten Anteil bis zum 1. Mai, sofern der Tschechischen Republik die entsprechenden Beträge
bis dahin überwiesen wurden oder spätestens 30 Tage nach Überweisung dieser Beträge an die Tschechische
Republik.

Bei verspäteter Zahlung des Beitrags werden der Tschechischen Republik ab dem Fälligkeitstag Zinsen für den
offenstehenden Betrag berechnet. Als Zinssatz wird der um 1,5 Prozentpunkte erhöhte am Fälligkeitstag geltende
Zinssatz der Europäischen Zentralbank für Geschäfte in Euro angewandt.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 24. November 2000

zur Änderung der Entscheidung 93/195/EWG über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen und die
Beurkundung für die Wiedereinfuhr von registrierten Renn-, Turnier- und für kulturelle Veranstal-

tungen bestimmten Pferden nach vorübergehender Ausfuhr

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2000) 3552)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2000/754/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/426/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen Vorschriften
für das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus
Drittländern (1), zuletzt geändert durch die Akte über den
Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens, insbesondere auf
Artikel 19 Ziffer ii),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Entscheidung 93/195/EWG der Kommis-
sion (2), zuletzt geändert durch die Entscheidung 2000/
209/EG (3), ist die Wiedereinfuhr von registrierten Renn-,
Turnier- und für kulturelle Veranstaltungen bestimmten
Pferden auf Pferde beschränkt, die sich weniger als 30
Tage in einem Drittland aufgehalten haben.

(2) Um die Teilnahme von aus der Gemeinschaft stam-
menden Pferden am Japan Cup und an den Hongkong
International Races zu erleichtern, sollte die oben
genannte Aufenthaltsdauer auf 90 Tage ausgedehnt
werden.

(3) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 93/195/EWG wird wie folgt geändert:

1. Dem Artikel 1 wird ein sechster Gedankenstrich mit
folgendem Wortlaut angefügt:

„— die am Japan Cup und den Hongkong Internaitonal
Races teilgenommen haben und den Bedingungen
entsprechen, die in dem Muster einer Gesundheitsbe-
scheinigung in Anhang VI dieser Entscheidung aufge-
führt sind.“

2. Der Anhang dieser Entscheidung wird als Anhang VI ange-
fügt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 24. November 2000

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 42.
(2) ABl. L 86 vom 6.4.1993, S. 1.
(3) ABl. L 64 vom 11.3.2000, S. 22.
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ANHANG

„ANHANG VI

GESUNDHEITSBESCHEINIGUNG

für die Wiedereinfuhr von registrierten Pferden, die am Japan Cup und den Hongkong International Races teilge-
nommen haben, nach vorübergehender Ausfuhr von weniger als 90 Tagen

Nummer der Bescheinigung: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Versanddrittland: JAPAN, HONGKONG (1)

Zuständiges Ministerium: MINISTERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT

I. Identifizierung des Pferdes:

a) Nummer des Dokuments zur Identifizierung: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

b) Bestätigt von: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
(Name der zuständigen Behörde)

II. Ursprung des Pferdes:

Das Pferd wird versandt von: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
(Versandort)

nach: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
(Bestimmungsort)

mit dem Flugzeug: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
(Flugnummer)

Name und Anschrift des Versenders: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Name und Anschrift des Empfängers: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

III. Angaben zum Gesundheitszustand:

Der Unterzeichnete bestätigt, dass das vorgenannte Pferd den Bedingungen von Anhang II Abschnitt III Buchstaben a), b),
c), e), f), g) und h) der Entscheidung 93/195/EWG entspricht und dass es seit seiner Ankunft im Hoheitsgebiet Japans (1)
oder Hongkongs (1) am . . . . . . . . . . (weniger als 90 Tage) in amtlich zugelassenen Betrieben unter amtstierärztlicher
Überwachung gehalten wurde und während dieses Zeitraums in getrennten Räumen untergebracht war, ohne, ausge-
nommen bei Wettkämpfen, mit anderen Equiden in Berührung gewesen zu sein, die nicht denselben Gesundheitszustand
aufweisen.

IV. Das Pferd wird in einem Transportmittel versandt, das vorher gereinigt und mit einem in Japan (1) oder Hongkong (1)
amtlich zugelassenen Mittel desinfiziert worden ist.

V. Diese Bescheinigung ist zehn Tage gültig.

Datum Ort Stempel und Unterschrift des amtlichen
Tierarztes (*)

Name in Großbuchstaben und Dienstbezeichnung.

(*) Die Farbe des Stempels und der Unterschrift muss sich von der Druckfarbe unterscheiden.

(1) Nichtzutreffendes streichen.“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 24. November 2000

zur Änderung der Entscheidung 93/402/EWG zur Festlegung der veterinärrechtlichen Bedingungen
und der Veterinärzeugnisse für die Einfuhr von frischem Fleisch aus einigen südamerikanischen

Ländern angesichts der Tiergesundheitslage in Uruguay

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2000) 3560)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2000/755/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12.
Dezember 1972 zur Regelung tierseuchenrechtlicher und
gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern und
Schweinen, von frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnissen
aus Drittländern (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/
79/EG (2), insbesondere auf die Artikel 14 und 22,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die veterinärrechtlichen Bedingungen und Veterinär-
zeugnisse für die Einfuhr von frischem Fleisch aus
Kolumbien, Paraguay, Uruguay, Brasilien, Chile, und
Argentinien sind in der Entscheidung 93/402/EWG der
Kommission (3), zuletzt geändert durch die Entscheidung
2000/699/EG (4), festgelegt.

(2) Bei Frischfleischeinfuhren muss der Tiergesundheitslage
in den betreffenden Drittländern und den verschiedenen
Gebieten dieser Drittländer Rechnung getragen werden.

(3) Die zuständigen Veterinärbehörden der betreffenden
Länder müssen bestätigen, dass das betreffende Land
bzw. Gebiet seit mindestens zwölf Monaten frei von
Rinderpest und Maul- und Klauenseuche (MKS) ist, und
der Kommission und den Mitgliedstaaten innerhalb von
24 Stunden per Telefax, Telex oder Telegramm mitteilen,
wenn sich der Verdacht auf Vorliegen einer der
genannten Seuchen bestätigt hat oder die Impfpolitik
geändert wurde.

(4) Am 24. Oktober 2000 haben die zuständigen Behörden
Uruguays einen Maul- und Klauenseuchenausbruch im
Departamento Artigas bestätigt.

(5) Die zuständigen Behörden Uruguays haben hinsichtlich
der Kontrolle der Verbringung von Tieren empfänglicher
Arten in und aus dem Seuchengebiet zufriedenstellende

Garantien geboten und insbesondere das gesamte Depar-
tamento Artigas zum MKS-Sperrgebiet erklärt.

(6) Es ist angezeigt, die Gebiete in Uruguay, aus denen
frisches Fleisch in die Gemeinschaft eingeführt werden
darf, neu zu definieren.

(7) Es ist jedoch gerechtfertigt, die Einfuhr von entbeintem
Fleisch aus Uruguay, das entsprechend den Anforde-
rungen der Entscheidung 93/402/EWG erzeugt wurde,
auch weiterhin zu genehmigen.

(8) Die Entscheidung 93/402/EWG ist entsprechend zu
ändern.

(9) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
werden im Licht der Seuchenentwicklung überprüft.

(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 93/402/EWG wird wie folgt geändert:

1. Anhang I wird durch Anhang A dieser Entscheidung ersetzt.

2. Anhang II wird durch Anhang B dieser Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten genehmigen die Einfuhr von
frischem Fleisch aus Uruguay, das nach dem 24. Oktober 2000
erzeugt wurde, unter den Bedingungen gemäß Artikel 1 dieser
Entscheidung.

(2) Unbeschadet der Bestimmung gemäß Absatz 1 geneh-
migen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von frischem Fleisch aus
Uruguay, das vor dem 24. Oktober 2000 erzeugt wurde und
für das gemäß der Entscheidung 93/402/EWG die Tiergesund-
heitsanforderungen als erfüllt bescheinigt wurden.

(1) ABl. L 302 vom 31.12.1972, S. 28.
(2) ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 31.
(3) ABl. L 179 vom 22.7.1993, S. 11.
(4) ABl. L 287 vom 14.11.2000, S. 62.
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Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 24. November 2000

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission
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Gebietet
Land

Code Fassung
Abgrenzung

ANHANG A

„ANHANG I

ABGRENZUNG DER GEBIETE SÜDAMERIKAS, FÜR DIE VETERINÄRZEUGNISSE VORZULEGEN SIND

Argentinien AR 01/93 gesamtes Hoheitsgebiet

AR-1 01/93 Gebiet südlich des 42. Breitengrades

AR-2 01/94 Gebiet nördlich des 42. Breitengrades

AR-3 01/93 Provinzen Entre Ríos, Corrientes und Misiones

AR-4 01/97 Provinzen Catamarca, San Juan, La Rioja, Mendoza,
Neuquen, Rio Negro, San Luis, La Pampa, Cordoba,
Santa Fe, Santiago del Estero, Chaco, Formosa und
Buenos Aires

Brasilien BR 01/93 gesamtes Hoheitsgebiet

BR-1 01/96 Bundesstaaten: Rio Grande do Sul, Paraná, Minas Gerais,
(ausgenommen die Kreise Oliveira, Passos, São Gonçalo
de Sapucai, Setelagoas und Bambuí), São Paulo, Espíritu
Santo, Mato Grosso do Sul (ausgenommen die
Gemeinden Sonora, Aquidauana, Bodoqueno, Bonito,
Caracol, Coxim, Jardim, Ladario, Miranda, Pedro Gomes,
Porto Murtinho, Rio Negro, Rio Verde de Mato Grosso
und Corumbá), Santa Catarina, Goias sowie die regionale
Verwaltungseinheit Cuiaba (augesnommen die
Gemeinden San Antonio do Leverger, Nossa Senhora do
Livramento, Poconé und Barao de Melgaço), Caceres
(ausgenommen die Gemeinde Caceres), Lucas do Rio
Verde, Rondonopolis (ausgenommen die Gemeinde
Itiquira), Barra do Garça und Barra do Bugres in Mato
Grosso

Chile CL 01/93 gesamtes Hoheitsgebiet

Kolumbien CO 01/93 gesamtes Hoheitsgebiet

CO-1 01/93 das Gebiet innerhalb folgender Abgrenzungen: von der
Mündung des Murri in den Atrato flussabwärts den
Atrato entlang bis zu seiner Mündung in den Atlantik,
von der Atrato-Mündung in den Atlantik entlang der
Atlantikküste bis zur Grenze mit Panama bei Cabo
Tiburon; von Cabo Tiburon entlang der kolumbianisch-
panamaischen Grenze bis zum Pazifik; entlang der Pazi-
fikküste bis zur Valle-Mündung; von der Valle-Mündung
in gerader Linie bis zur Mündung des Murri in den
Atrato

CO-2 01/93 die Gemeinden Arboletas, Necocli, San Pedro de Uraba,
Turbo, Apartado, Chigorodo, Mutata, Dabeiba, Uramita,
Murindo, Riosucio (rechtes Atrato-Ufer) und Frontino

CO-3 01/93 das Gebiet innerhalb folgender Abrenzungen: von der
Mündung des Sinu in den Atlantik flussaufwärts bis zur
Quelle des Sinu bei Alto Paramillo, entlang der Grenze
zwischen den Departamentos Antiquia und Cordoba bis
Puerto Rey am Atlantik, entlang der Atlantikküste bis
zur Sinu-Mündung
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Gebietet
Land

Code Fassung
Abgrenzung

Paraguay PY 01/93 gesamtes Hoheitsgebiet

Uruguay UY 01/93 gesamtes Hoheitsgebiet

UY-1 01/00 gesamtes Hoheitsgebiet, ausgenommen das Departa-
mento Artigas“
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Frisches Fleisch Entbeintes frisches Fleisch Innereien

Tierart Tierart vom Rind vom Schaf
Land Gebiet

FE (*)
Rind Schaf/Ziege Schwein Einhufer Rind Schaf/Ziege Schwein Einhufer MV (*)

1 2 3 4
HF (*) HF (*)

ANHANG B

„ANHANG II

(Fassung Nr. 02/00)

TIERGESUNDHEITSANFORDERUNGEN FÜR DAS VETERINÄRZEUGNIS (1)

Argentinien AR — — — D — — — D — — — — — F —

AR-1 B B — D A C — D B B B B B B B

AR-2 — — — D A — — D — — — E E F —

AR-3 — — — D A C — D — — — E E F —

AR-4 — — — D A C — D — — — E E F —

Brasilien BR — — — D — — — D — — — — — — —

BR-1 — — — D A — — D — — — — — F —

Chile CL B B H D A C H D B B B B B B B

Kolumbien CO — — — D — — — D — — — — — — —

CO-1 — — — D A — — D — — — — — — —

CO-2 — — — D — — — D — — — — — — —

CO-3 — — — D A — — D — — — — — — —

Paraguay PY — — — D A — — D — — — — — F —

Uruguay UY — — — D A C — D — — E E F G

UY-1 B B — D A C — D B B B B B B B
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(1) Die Buchstaben A, B, C, D, E, F, G und H in der Tabelle beziehen sich auf die Muster der Tiergesundheitszeugnisse gemäß Anhang III Teil 2 der Entscheidung 93/402/EWG, die gemäß Artikel 2 dieser Entscheidung je Erzeugnis und
Herkunftsgebiet beizubringen sind.

(*) MV: Für den menschlichen Verzehr.
FE: Für die Fleischerzeugnisindustrie (hitzebehandelte Erzeugnisse).

1 = Herzen.
2 = Lebern.
3 = Kaumuskeln.
4 = Zungen.

HF: Für die Heimtierfutterindustrie.“



HINWEIS FÜR DIE LESER

Infolge eines technischen Problems sind zwischen der Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr.
2119/2000 (ABl. L 252 vom 6.10.2000, S. 11) und der Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr.
2220/2000 (ABl. L 253 vom 7.10.2000, S. 1) die Nummern der Rechtsakte 2120/2000 bis 2219/2000
nicht zugeteilt worden.
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